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Erwägungen

E. 2
Die Gesuchsteller begründen das Gesuch damit, dass unbekannte Opponenten eine
Baustoppverfügung der Baukommission des Bezirks Appenzell bezüglich der
Fassadenerrichtung am Einfamilienhaus der Gesuchsteller wegen getroffener Ma-
terialwahl veranlasst hätten. Nachdem die Baueinstellungsverfügung per sofort aufgehoben
worden sei, seien die Gesuchsteller im Begriff, die Fassaden fertig zu erstellen. Es sei ihnen
jedoch bekannt geworden, dass ihrem Vorhaben weiterhin Widerstand erwachse. Mit der
Schutzschrift werde um Gewährung des rechtlichen Gehörs ersucht, bevor zum Schaden der
Gesuchsteller irgendwelche superprovi- sorischen Anordnungen erlassen würden.

E. 3
Der Erblasser war Eigentümer der Liegenschaft Z, welche als landwirtschaftliche
Liegenschaft das einzige noch unverteilte Nachlassaktivum bildet, über deren Zu- teilung
sich die Erben nicht einigen konnten. Auf Antrag der Gesuchsgegnerin 1 wurde von der
Erbschaftsbehörde Appenzell am 22. März 2004 die Versteigerung der Liegenschaft unter
den Erben im Sinne von Art. 612 Abs. 3 ZGB angeordnet. Die Erbschaftsbehörde
Appenzell gab den Miterben mit eingeschriebenem Brief vom 20. April 2004 den Zeitpunkt
und die Steigerungsbedingungen bekannt. Ziffer

E. 5
Der Rechtsvertreter der Gesuchsgegnerin 1 hingegen macht geltend, dass es zu den
Spielregeln der Erbengant gehört habe, dass sie nur durchführbar sei, wenn sämtliche
Beteiligten bis zum Schluss der Steigerung mit den Bedingungen, wie sie in den
Steigerungsbedingungen niedergelegt seien, einverstanden wären. Die Gesuchsgegnerin 1
habe zum Schluss der Steigerung, nachdem die Gesuchstelle- rin Fr. 682'000.-- geboten
hätte, durch ihren Rechtsvertreter - und damit noch vor dem Zuschlag durch den
Präsidenten der Erbschaftsbehörde - mitteilen lassen, sie erkläre sich mit dem Ergebnis der
Erbengant nicht einverstanden, worauf man das Gantlokal verlassen habe. Die
Gesuchsgegnerin 1 habe konsequent nach den erwähnten Spielregeln gehandelt. Was die
Erbschaftsbehörde im letzten Absatz ihrer Einladung zur Erbengant mit- geteilt habe, decke
sich mit der Rechtslage gemäss ZGB und GBV. Eine amtliche gestützt auf Art. 612 Abs. 3
ZGB oder unter den Erben ohne amtliche Mitwirkung vereinbarte Erbengant verschaffe
ohne die nachherige Unterschrift sämtlicher be- teiligter Erbinnen unter den
Teilungsvertrag oder das Erbengantprotokoll als Grundlagen für die Anmeldung keinen
Rechtsgrund für eine Grundbucheintragung - weder im Rahmen eines raschen
Rechtsschutzes noch für die definitive Handän- derung. Denn bei einer Versteigerung unter



den Erben nach Art. 612 Abs. 3 ZGB habe die grundbuchliche Eigentumsübertragung
gestützt auf einen schriftlichen Teilungsvertrag oder aufgrund einer schriftlichen
Zustimmungserklärung sämtlicher Miterben zu erfolgen. Das Verpflichtungsgeschäft sei
gerade nicht rechtsgültig zu- stande gekommen. Die fehlende Zustimmung der
Gesuchsgegnerin 1 könne da- her auch nicht durch ein richterliches Erkenntnis ersetzt
werden. Vielmehr müsse, wenn eine allseitige Einigung der Erbinnen weiterhin nicht
gelinge, eine Teilungs- klage nach Art. 604 ZGB angestrengt werden. Dass die
Gesuchsgegnerin 1 die Erbengant habe scheitern lassen, werde von der Gesuchstellerin als
rechtsmissbräuchlich dargestellt. Dieser Einwand sei allein deswegen unbegründet, weil die
Gesuchsgegnerin 1 nur von den Spielregeln Gebrauch gemacht habe, welche die
Erbschaftsbehörde dieser Erbengant zugrunde gelegt hätte.

E. 6
Gemäss Art. 961 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB können vorläufige Eintragungen zur Sicherung
behaupteter dinglicher Rechte vorgemerkt werden. Über das Begehren entscheidet das
Gericht in schnellem Verfahren und bewilligt, nachdem der Ansprecher seine Berechtigung
glaubhaft gemacht hat, die Vormer- kungen (Art. 961 Abs. 3 ZGB).

27 a. Die vorläufige Eintragung gemäss Art. 961 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB dient zur Sicherung
eines bereits bestehenden, aus dem Grundbuch jedoch nicht ersichtlichen dingli- chen
Rechts. Die vorläufige Eintragung ist nur möglich, wenn das im Grundbuch nicht
eingetragene dingliche Recht ausserbuchlich entstanden ist. Obligatorische Ansprüche
können mittels einer vorläufigen Eintragung nicht geschützt werden (Basler Kommentar,
a.a.O., Art. 961 ZGB N 1 ff.). b. Im Folgenden bleibt zu prüfen, ob der Bestand des geltend
gemachten dinglichen Rechts, nämlich des zustande gekommenen Verpflichtungsgeschäfts
über die Liegenschaft, als ausgeschlossen erscheint oder höchst unwahrscheinlich ist. Im
Zweifelsfall, bei unklarer oder unsicherer Rechtslage, ist die vorläufige Eintragung zu
bewilligen und die Entscheidung dem ordentlichen Richter zu überlassen (Bas- ler
Kommentar, a.a.O., Art. 961 ZGB N 16).

E. 7
Die Parteien haben die Erbschaft als Ganzes mit dem Tode des Erblassers er- worben (Art.
560 Abs. 1 ZGB). Sie sind Gesamteigentümer des einzig noch unver- teilten
Nachlassaktivums, nämlich der landwirtschaftlichen Liegenschaft (vgl. Bas- ler
Kommentar, a.a.O., Art. 652 ZGB N 22). Durch die Zuteilung der Liegenschaft als letztes
Nachlassaktivum, welches durch jeden Miterben verlangt werden kann, wird die
Erbengemeinschaft als solche aufgelöst bzw. wird die Erbteilung abge- schlossen (vgl.
Basler Kommentar, a.a.O., Art. 654 ZGB N 1). a. Die Teilung wird für die Erben
verbindlich mit der Aufstellung und Entgegennahme der Lose oder mit dem Abschluss des
Teilungsvertrages (Art. 634 Abs. 1 ZGB). Der Teilungsvertrag bedarf zu seiner Gültigkeit
der schriftlichen Form (Art. 634 Abs. 2 ZGB). b. Art. 634 ZGB regelt den Abschluss der
Erbteilung, deren Endzweck die Überfüh- rung der Erbschaftsgegenstände in die
Alleinberechtigung der Erben ist. Nach Abs. 1 wird die Teilung und damit der Erbgang
entweder durch Aufstellung und Entgegennahme der Lose (Realteilung - Verpflichtungs-
und Verfügungsgeschäft zugleich) oder durch einen schriftlichen Erbteilungsvertrag
abgeschlossen. In bei- den Fällen wird eine Einigung aller Erben vorausgesetzt (Basler
Kommentar, a.a.O., Art. 634 ZGB N 1). Auch beim Vorliegen von Liegenschaften ist nicht
nur der teilungsvertragliche Ab- schluss, sondern auch jener durch Entgegennahme der



Lose zulässig (Tu- or/Picenoni, Berner Kommentar, Bern 1964, Art. 634 N 1). Können sich
wie im vorliegenden Fall die Erben über die Teilung nicht einigen, so wird die Behörde zur
Mitwirkung aufgefordert, wenn ein Erbe dies verlangt (Art. 611 ZGB). Die Be- hörde hat
sich an die Teilungsgrundsätze zu halten. Werden die Lose den Erben zugeteilt, so ist in
erster Linie deren einheitlicher Wille massgebend. Einigen sich die Erben nicht, so kommt
es zur Losziehung, allenfalls unter Mithilfe der zuständi- gen Behörde. Diese schafft aber
nicht die Verbindlichkeit der Erbteilung. Verein- barungen über die Zuteilung der Lose oder
Losziehung sind blosse Vorberei- tungshandlungen und für die Erben unverbindlich. Erst
die Inempfangnahme durch den Erben der zu seinem Erbtreffnis gehörenden Gegenstände,
oder besser die Überführung derselben aus der gesamten Hand in die
Individualrechtssphäre, in das Vermögen der einzelnen Erben, bedeutet die Entgegennahme
der Lose. Bei

28 der Realteilung sind für alle einzelnen Erbschaftsobjekte die ihrer juristischen Natur
entsprechenden sachen- oder obligationenrechtlichen Übertragungsformen zu be- achten.
So ist für das Eigentum an Grundstücken die Eintragung in das Grundbuch erforderlich
(Berner Kommentar, a.a.O., Art. 634 ZGB N 5 f.; Basler Kommentar, a.a.O., Art. 634 ZGB
N 3 f.). Die Behörde kann nur den Teilungsplan entwerfen, aber nicht für verbindlich
erklären (Berner Kommentar, a.a.O., Art. 634 ZGB N 4; Piotet, Schweizerisches
Privatrecht, Band IV., 2. Halbband, Basel 1981, § 110, S. 852). Können sich die Erben mit
dem Teilungsplan nicht einverstanden erklä- ren, so muss die Teilung aufgrund eines
Teilungsurteils des zuständigen Gerichts nach Art. 604 ZGB erfolgen (Basler Kommentar,
a.a.O., Art. 634 N 2). Für einen ausserbuchlichen Erwerb von Grundeigentum besteht bei
der Erbteilung somit kein Raum. So sieht auch Art. 18 GBV als Rechtsgrundausweis für die
Ein- tragung des Eigentums im Falle von Erbteilung neben dem schriftlichen Teilungs-
vertrag einzig die schriftliche Zustimmungserklärung sämtlicher Miterben vor (vgl. BGE
102 II 197 ff.). c. Auf Verlangen eines Erben hat der Verkauf auf dem Wege der
Versteigerung stattzufinden, wobei, wenn die Erben sich nicht einigen, die zuständige
Behörde entscheidet, ob die Versteigerung öffentlich oder nur unter den Erben stattfinden
soll (Art. 612 Abs. 3 ZGB). Durch die Gesuchsgegnerin 1 wurde eine Erbengant verlangt.
Art. 612 Abs. 3 ZGB findet auch Anwendung, wenn Güter den Wert eines Teils oder Loses
über- steigen und nicht wegen Wertverlusts, sondern aus anderen Gründen nicht mate- riell
geteilt werden können oder eine Teilung in natura auch sonstwie untunlich ist (Piotet,
a.a.O., S. 885). Bei der vorgenommenen Erbengant handelt es sich um eine freiwillige
private Versteigerung. Der Geltungsbereich der Sonderregelung (Art. 229-236 OR) er-
streckt sich nicht auf die private Versteigerung. Grundstückversteigerungen bedür- fen zu
ihrer Gültigkeit der öffentlichen Beurkundung (Balser Kommentar, a.a.O., vor Art. 229-236
OR N 16). Die sachenrechtliche Wirkung des Zuschlags ist somit nur bei der öffentlichen
Versteigerung gegeben, weshalb im vorliegenden Fall irrele- vant ist, ob der Zuschlag vor
oder nach Opposition der Gesuchsgegnerin 1 gegen- über der Erbengant erfolgt ist. Bei der
freiwilligen privaten Versteigerung bleiben somit die allgemeinen Regeln über das
Vertrags- und Kaufrecht anwendbar (Gi- ger, Berner Kommentar, Bern 1999, vgl. Vorbem.
zu Art. 229-236 OR N 37 ff., Art. 235 OR N 6). Demzufolge untersteht die private
Versteigerung der öffentlichen Beurkundung, wenn sie sich auf ein Grundstück bezieht
(Meier-Hayoz, Berner Kommentar, Art. 657 ZGB N 27). Hingegen ist die private
Versteigerung unter Er- ben gemäss Bundesgericht der Schriftlichkeit - d.h. sämtliche
Erben haben die Unterschriften unter das Steigerungsprotokoll zu setzen - unterworfen, da
sie im Rahmen der Teilung stattfindet, die selbst schriftlich vereinbart werden kann.



Bezüglich der Versteigerung im Sinne von Art. 612 ZGB finden sich keine kanto- nalen
Bestimmungen (vgl. Art. 71 ff. EG zum ZGB). Wohl wird in Art. 188 ff. EG zum ZGB die
Versteigerung gemäss OR geregelt, diese finden jedoch wie oben ausgeführt keine
Anwendung auf freiwillige private Versteigerungen unter den Er-

29 ben und es gelten die bundesrechtlichen Vorschriften gemäss obgenannten Aus-
führungen. Eine durch die Erbschaftsbehörde angeordnete Versteigerung unter den Erben
stellt jedoch wie die Zuteilung der Lose oder Losziehung eine Modalität der Tei- lung dar,
die für die Erben noch nicht verbindlich ist und einer endgültigen Bestäti- gung bedarf, sei
es durch einen schriftlichen Teilungsvertrag, sei es durch eine Realteilung oder ein
Teilungsurteil (Piotet, a.a.O., § 110, S. 887 ff.; Pra 46, Nr. 152, S. 497ff.; Berner
Kommentar, a.a.O., Art. 612 ZGB N 26). So kann es nicht angehen, dass die
Erbschaftsbehörde mit einer von ihr angeordneten Versteige- rung unter den Erben ohne
deren ausdrückliche Zustimmung die Teilung verbind- lich regeln kann. Dies bleibt dem
zuständigen Gericht vorbehalten.

E. 8
Zusammenfassend wird festgehalten, dass es der Gesuchstellerin nicht gelungen ist, den
Bestand des dinglichen Rechts glaubhaft zu machen. Es fehlt an einem rechtsgültig
zustande gekommenen Verpflichtungsgeschäft, hätte doch die Ge- suchsgegnerin 1
entweder das Steigerungsprotokoll, welches dadurch als Tei- lungsvertrag gegolten hätte,
oder die Grundbuchanmeldung, womit das Verfü- gungsgeschäft hätte vorgenommen
werden können, unterzeichnen müssen. Dies ist im vorliegenden Fall jedoch gerade nicht
erfolgt. Um ihren Anspruch an der Liegenschaft durchzusetzen, hat sich die Gesuchstellerin
der Erbschaftsklage ge- mäss Art. 598 Abs. 1 ZGB zu bedienen (Piotet, a.a.O., § 110, S.
887 ff.; Berner Kommentar, a.a.O., Art. 612 ZGB N 26). Das Gesuch um vorläufige
Eintragung ins Grundbuch des Grundbuchamtes Appenzell ist demnach abzuweisen.
(Bezirksgericht Appenzell, Urteil E 100/04 vom 27. Oktober 2004)

Nichtigkeit letztwilliger Verfügungen (Art. 519 f. ZGB) Die Erblasserin schloss ihre Brüder
(nachfolgend: Kläger) als Erben aus, unter anderem mit einer öffentlichen letztwilligen
Verfügung aus dem Jahre 1994 mit folgendem Inhalt: "1. Ich stelle fest, dass ich keine
pflichtteilsberechtigten Erben hinterlasse. 2. Ich schliesse alle meine gesetzlichen Erben
gänzlich vom Erbrecht und von der Erbfolge aus. 3. An wen mein Nachlass übergehen soll,
bestimme ich in einer separaten eigen- händigen letztwilligen Verfügung. Diese Verfügung
befindet sich in meinem Tresorfach der Bank B. 4. Zu meinem Willensvollstrecker im
Sinne von Art. 517 ZGB bestimme ich X." In der Folge erliess die Erblasserin verschiedene
eigenhändige letztwillige Verfü- gungen, in welchen sie über ihren Nachlass positiv
verfügte, jedoch die Kläger weder als Erben noch als Vermächtnisnehmer begünstigte.

Erwägungen: (…) 1. Die von den Klägern geltend gemachte Nichtigkeit der letztwilligen
Verfügungen der Erblasserin ist von Amtes wegen zu beachten. Eine nichtige Verfügung,
wel-

30 che durch fehlende Willenserklärungen oder qualifizierte inhaltliche Rechtswidrig-
keiten zustande gekommen ist, ist schlechthin rechtsunwirksam. Qualifizierten in-
haltlichen Rechtswidrigkeiten entsprechen Extremfälle der von Art. 519-520 er- fassten
Tatbestände, die nach Nichtigkeit rufen. Gemäss oder analog zu Art. 20 Abs. 2 OR ist in
den meisten Fällen Teilnichtigkeit denkbar (Honsell/Vogt/Geiser (Hrsg.), Basler
Kommentar, Zivilgesetzbuch II, Art. 457-977 ZGB, 2. Auflage, Basel 2003, Art. 519/520 N



4). Nichtigkeit ipso iure kennt das Erbrecht nur in Sonderfäl- len (Druey, Grundriss des
Erbrechts, 5. Auflage, Bern 2002, § 12 N 24). Nichtige Testamente sind alle Akte, die keine
Verfügungen von Todes wegen zu sein be- anspruchen, wie zum Beispiel Geschäfte unter
Lebenden, Entwürfe zu Verfügun- gen von Todes wegen, widerrufene Verfügungen oder
Akte ohne schlüssigen In- halt, zum Beispiel Verfügungen, welche in der Redaktion derart
missraten sind, dass sie trotz allen Auslegungskünsten keinen schlüssigen Sinn ergeben
(Druey, a.a.O., § 12 N 59 ff.). a. Damit die Kläger ihre gesetzliche Erbenstellung gewinnen
würden, müssten dieje- nigen Testamente nichtig sein, in denen die Erblasserin die Kläger
von der Erb- schaft ausschloss, somit das öffentliche letztwillige Testament vom 19. Januar
1994. Die späteren eigenhändigen letztwilligen Verfügungen der Erblasserin, auch jene, in
welchen sie lediglich auf das öffentliche Testament verwiesen hat, sind für die
Erbenstellung der Kläger zumindest betreffend Nichtigkeit unbedeutend, da die Erblasserin
später keine letztwillige Verfügung errichtet hat, die dem öffentli- chen Testament
widersprach. b. Die Kläger behaupten, dass es sich bei der öffentlich letztwilligen
Verfügung um ein rein negatives Testament handle, da die Erblasserin lediglich alle ihre
gesetz- lichen Erben, somit auch die Kläger, vom Erbrecht und von der Erbfolge aus-
schloss, darin jedoch keine positiven Verfügungen, welche ihr Nachlassvermögen zuteilen
würden, getroffen habe. c. Allein dadurch, dass die Erblasserin in der öffentlichen
letztwilligen Verfügung kei- ne positive Erbeinsetzung bzw. Vermächtnisausrichtung
vornahm, liegt gemäss obgenannten Ausführungen kein nichtiges Testament vor. So
garantiert bereits die öffentliche Beurkundung die Formgültigkeit und die Absicht der
Erblasserin, dass sie ein Testament errichten wollte. Auch kann nicht ernsthaft behauptet
werden, dass die letztwillige öffentliche Verfügung ohne schlüssigen Inhalt sei. So hielt die
Erblasserin neben dem Ausschluss der Kläger als deren Erben ausdrücklich fest, dass sie in
einer separaten eigenhändigen letztwilligen Verfügung, welche sich in ihrem Tresorfach bei
der A-Bank, befinde, bestimme, an wen ihr Nachlass über- gehen solle. Es kann von den
Klägern nicht bewiesen werden bzw. wurde von ih- nen auch nicht zum Beweis offeriert,
dass sich zum damaligen Zeitpunkt kein Tes- tament in Tresorfach der A-Bank befunden
hatte. So wäre zumindest möglich ge- wesen, dass ein Testament zum damaligen Zeitpunkt
im Bankfach lag. Auch wenn die Erblasserin zum damaligen Zeitpunkt noch keine
eigenhändige letztwillige Ver- fügung errichtet gehabt hätte, hätte das Gemeinwesen geerbt
(vgl. Basler Kom- mentar, Art. 466 N 2). 2. Zentrales Prozessthema ist demnach die Frage
der Urteils- bzw. Testierfähigkeit der Erblasserin im Jahr 1994, d.h. in dem Jahr, in
welchem sie die Kläger vom

31 Nachlass ausschliessende öffentliche letztwillige Verfügung und das ihre Erben
bestimmende eigenhändige Testament errichtet hat. Sollte die Erblasserin näm- lich im
Zeitpunkt der Errichtung der öffentlichen letztwilligen Verfügung noch urteils- fähig
gewesen sein, aber nicht mehr im Zeitpunkt, in welchem sie das Testament schrieb, das ihre
Erben bestimmte, so würden die Beklagten ihre Teilnahme am Nachlass der Erblasserin
verlieren. Es würde dann an den Klägern liegen, ihre Er- benstellung trotz deren
Ausschlusses im öffentlichen Testament gegenüber dem Gemeinwesen geltend zu machen.
Würden nur die übrigen Testamente der späteren Jahre, in denen Vermächtnisse
ausgerichtet wurden, ungültig erklärt, würde sich an der grundsätzlichen Frage, wer
Erbenstellung einnimmt, nichts ändern. a. Gemäss Art. 467 ZGB ist befugt, unter
Beobachtung der gesetzlichen Schranken und Formen über sein Vermögen letztwillig zu
verfügen, wer urteilsfähig ist und das 18. Altersjahr zurückgelegt hat. Urteilsfähig ist ein
jeder, dem nicht wegen seines Kindesalters oder infolge von Geisteskrankheit,



Geistesschwäche, Trunkenheit oder ähnlichen Zuständen die Fähigkeit mangelt,
vernunftgemäss zu handeln (Art. 16 ZGB). Eine Verfügung von Todes wegen wird gemäss
Art. 519 ZGB auf erho- bene Klage für ungültig erklärt, wenn sie vom Erblasser zu einer
Zeit errichtet wor- den ist, da er nicht verfügungsfähig war. b. Die Urteilsfähigkeit ist die
Regel. Sie wird vermutet: Wer deren Nichtvorhanden- sein behauptet, hat dies zu beweisen.
Geht es um eine erwachsene Person, bei der die Urteilsfähigkeit im Allgemeinen gegeben
ist, obliegt es somit demjenigen, der mit der Testamentsanfechtung ein Recht auf die
Erbschaft ableiten will, den Nachweis der Urteilsunfähigkeit zu erbringen. Eine sehr grosse
Wahrscheinlichkeit der Urteilsfähigkeit, welche jeden ernsthaften Zweifel ausschliesst,
genügt, insbe- sondere wenn es sich um den Geisteszustand einer verstorbenen Person
handelt, weil in diesem Fall die Natur der Dinge selber einen absoluten Beweis unmöglich
macht (Basler Kommentar, a.a.O., Art. 519/520 N 17; BGE 117 II 231). Im Interesse der
Aufrechterhaltung des Testaments hat der Beweis der Urteilsun- fähigkeit mit Strenge
gewürdigt zu werden. An sich ist der Beweis nicht in Bezug auf die Urteilsfähigkeit einer
Person im Allgemeinen, sondern in einem bestimm- ten Zeitpunkt, nämlich im Zeitpunkt
der Testamentserrichtung, zu erbringen. Führt die Lebenserfahrung - etwa bei Kindern, bei
bestimmten Geisteskrankheiten oder altersschwachen Personen - zur umgekehrten
Vermutung, dass die handelnde Person ihrer allgemeinen Verfassung nach im Normalfall
und mit Wahrscheinlich- keit als urteilsunfähig gelten muss, ist der Beweispflicht insoweit
Genüge getan und die Vermutung der Urteilsfähigkeit umgestossen (BGE 117 II 231;
Weimar, Berner Kommentar, Art. 457-480 ZGB, Bern 2000, Art. 16 N. 44 ff. ZGB). c. Die
Urteilsfähigkeit enthält zwei Elemente, ein intellektuelles Element, die Fähig- keit, den
Sinn, die Zweckmässigkeit und die Wirkungen einer bestimmten Hand- lung zu erkennen,
und ein Willens- und Charakterelement, die Fähigkeit, gemäss dieser vernünftigen
Erkenntnis nach seinem freien Willen und ohne Fremdbeein- flussung zu handeln (Basler
Kommentar, a.a.O., Art. 467/468 N 9; BGE 117 II 231). Worauf es ankommt ist nur, ob der
Erblasser vernünftig zu handeln imstande ist.

32 Vernunftgemäss ist ein Handeln, das im Fühlen, Denken und Wollen hinreichend vom
Ich des handelnden und seiner Bewusstheit überwacht, in seinen kognitiven, emotionalen
und voluntativen Grundlagen gelenkt ist. Vernunftgemäss handelt, wer sich in einer
gegebenen Situation angemessen verhält, auf ein Ereignis angemes- sen reagiert. Ob eine
Verfügung im Einzelfall vernünftig im Sinne von zweckmäs- sig und billigenswert ist, ist
nicht zu beurteilen. Es kommt nicht darauf an, ob der Erblasser nicht etwa aus Laune,
Ärger, Lieblosigkeit, Leidenschaft, Sympathie und Antipathie oder aus
persönlichkeitstypischer "Schrulligkeit" Unbegreifliches anordnet (Basler Kommentar,
a.a.O., Art. 467/468 N 9; Tuor, Berner Kommentar, Art. 457-536 ZGB, Bern 1952, Art. 467
N 2). Immerhin wird unter Umständen der objektive Inhalt der Verfügung bzw. die
Vernünftigkeit als Indiz bei der Feststellung der Verfügungsfähigkeit in Betracht kommen.
Insbesondere gilt dies, wenn nicht nur eine einzelne Anordnung im Testament, sondern
deren mehrere oder alle als unvernünftig erscheinen, oder wenn gar aus der Zeit um die
Testamentserrichtung ein ganzer Komplex unvernünftiger Handlungen des Erblassers
nachweisbar ist (Tuor, Berner Kommentar, a.a.O., Art. 467 N 3; BGE 117 II 231). Der
Testaments- inhalt kann jedoch nur in einem ganz extremen Fall Indiz für die fehlende
Urteilsfä- higkeit des Verfügenden sein (BGE 5P.21/2000/min). Dazu kommt, dass die
Urteilsfähigkeit relativ zu verstehen ist: Sie darf nicht abs- trakt festgestellt werden, sondern
es ist konkret, in jedem einzelnen Fall auf Grund der gesamten Umstände zu prüfen, ob der
Erblasser für die konkreten Vorkehren im Zeitpunkt der Errichtung - dieser umfasst sowohl



eine allfällige Beratungs- als auch die Realisationsphase - als urteilsfähig betrachtet werden
kann (Basler Kommentar, Art. 467/468 N 12; BGE 117 II 231; Weimar, Berner
Kommentar, a.a.O., Art. 467 N 8 ff.). Die Anforderungen an die Verfügungsfähigkeit
dürfen nicht überspannt werden: Der Erblasser muss auch in prekären (aber vielfach für die
Testamentserrichtung typischen) Situationen psychischer oder physischer Belas- tung oder
Schwäche verfügen dürfen. Es ist für die rechtliche Beurteilung nicht der abstrakte
"Krankheitswert" entscheidend, sondern der Umstand, ob sich eine erblasserische
Fehlvorstellung so ausgewirkt hat, dass die getroffene Anordnung weder den objektiven
tatsächlichen Verhältnissen (wirtschaftliche Verhältnisse, tatsächliche Hintergründe eines
Zerwürfnisses) entspricht, noch ihre Rechtferti- gung in einer adäquat wahrgenommenen
Sympathie zum Begünstigten findet (Basler Kommentar, a.a.O., Art. 467/468 N 3). Eine
Person ist dann urteilsunfähig, wenn ihre Fähigkeit, vernünftig zu handeln, eingeschränkt
ist, so bei Geisteskrankheit, bei Geistesschwäche oder in Zustän- den, die genügend schwer
sind, um die Fähigkeit, im bestimmten Fall und im betreffenden Tätigkeitsbereich
vernunftgemäss zu handeln, tatsächlich zu beein- trächtigen (BGE 117 II 231). Unter
Geisteskrankheit sind ausgeprägte und dauerhafte psychische Störungen zu verstehen, die
auf das äussere Verhalten der betroffenen Person offensichtliche Auswirkungen haben, die
in ihrer Eigenschaft als auch in ihrem Ausmass einen aufmerksamen Laien verunsichern. Es
handelt sich oft um Zwangsvorstellungen und Wahnideen (BGE 117 II 231). Das Vorliegen
einer Geisteskrankheit hat nicht zwangsläufig Urteilsunfähigkeit zur Folge, sondern ist mit
der konkret zu beurtei- lenden Handlung in Beziehung zu setzen (BGE 5C.21/2000/min).
Geistesschwä-

33 che liegt vor, wenn auf die Dauer psychische Störungen auftreten, die dem beson- nenen
Laien (unter Umständen sehr stark) auffallen, ihm jedoch nicht den Eindruck
uneinfühlbarer, qualitativ tiefgehend abwegiger Störung und "Verrücktheit" wie bei
Geisteskrankheit machen, sondern noch einfühlbar erscheinen, weil sie nach aus- sen nur
als quantitativ vom "Normalen" abweichend in Erscheinung treten (BGE 5C.21/2000/min).
Wichtiges Kriterium der Urteilsfähigkeit ist zudem, ob die Erblasserin in diesen
Zeitpunkten durch gewisse in ihren Testamenten Bedachte beeinflusst war und demzufolge
nicht mit freiem Willen letztwillig verfügte, z.B. durch starke mentale Verfangenheiten mit
einnehmenden Organisationen weltanschaulicher oder religi- öser Ausrichtung oder
dominanten Personen im Umfeld. Wo ein Testament zu Gunsten solcher Personen oder
Organisationen errichtet wird, ist abzuklären, ob der Erblasser aus eigener, ethisch
schützenswerter Überzeugung oder unter übermässiger, seine Willensbildung bestimmender
und damit persönlichkeitswid- riger Einflussnahme testiert hat. Es ist zu prüfen, ob -
ausgehend von der Lebens- auffassung des Erblassers - ein nachvollziehbares
schützenswertes Motiv vorhan- den ist. Die Ausrichtung nach den Einstellungen des
Erblassers ist deshalb gebo- ten, weil nicht auf diesem Weg eine Zulässigkeitsprüfung des
Verfügungsinhalts installiert und dieser nicht einer allgemeinverbindlichen Sozialmoral
untergeordnet werden darf; selbst in nach objektiviertem Durchschnittsempfinden
zweifelhaften Bereichen hat die staatliche Regelungsordnung für die Durchsetzung
legitimer An- liegen der Rechtsunterworfenen Gewähr zu bieten (Basler Kommentar,
a.a.O., Art. 467/468 N 16). 3. Nachstehend ist zu prüfen, ob die Erblasserin bei der
Errichtung ihrer entscheidre- levanten Testamente urteilsfähig war.

(…) g. Die Kläger behaupten überdies, dass die Vielzahl der testamentarischen Anord-
nungen an einem klaren Willen und an der Fähigkeit rationalen Denkens zweifeln lasse.



Zudem könne aus den Testamenten selbst festgestellt werden, dass diese wirr, unvernünftig
und in sich krass widersprüchlich seien. aa. So werde das öffentliche Testament als
ausschliesslich negatives Testament, wel- ches nur die gesetzlichen Erben ausschliesse,
ohne positiv an deren Stelle je- manden zum Erben einzusetzen, angefochten. Wie bereits
unter Erwägung 1 ausgeführt, ist ein Testament, welches sämtliche gesetzlichen Erben
ausschliesst, zumindest nicht nichtig, da der Staat als "letzter Erbe" an deren Stelle tritt.
Vielmehr sind zur Auslegung eines Testaments sein üb- riger Kontext, Gegebenheiten
ausserhalb des Testaments (Beziehung des Erblas- sers zu den Anwärtern auf
Nachlasswerte bzw. zu den gesetzlichen Erben, Situati- on bei der Verfügung, Äusserungen
des Erblassers über seine Vorstellungen) oder rechtliche Auslegungshilfen beizuziehen
(Druey, a.a.O, § 12 N 1 f., 7 ff.; BGE 124 III 412). Die Auslegung eines Testamentes ist
nach dem Willensprinzip vorzu- nehmen und somit nach dem Willen des Erblassers zu
forschen (Druey, a.a.O, §

E. 12
N 5).

34 Die Kläger verkennen, dass das öffentliche Testament zusammen mit den weite- ren
letztwilligen Verfügungen der Erblasserin sehr wohl einen Sinn ergeben. Über- dies ist
vielmehr die Argumentation der Kläger widersprüchlich, dass unter Beizug des Blattes 5
eines eigenhändigen Testaments anzunehmen sei, dass die Erblas- serin nicht subsidiär den
Staat erben lassen wollte. Gerade durch diese eigen- händige letztwillige Verfügung hat sie
das öffentliche Testament ergänzt und ihren gesamten Nachlass geregelt. So ist ein
Testament erst im Erbgang einer verstor- benen Person, und nicht bereits zu Lebzeiten,
auszulegen. Des Weiteren erbringt das öffentliche Testament als öffentliche Urkunde für
die durch dieses bezeugten Tatsachen vollen Beweis, solange nicht die Unrichtigkeit ihres
Inhaltes nachgewiesen ist. Nicht zum Urkundeninhalt gehört aber beim öffent- lichen
Testament die Erklärung der beiden Zeugen auf der Urkunde, dass sich die Erblasserin nach
ihrer Wahrnehmung im Zustand der Verfügungsfähigkeit befun- den hat. Diese bildet
jedoch ein Indiz zugunsten der Urteilsfähigkeit (vgl. BGE 117 II 231). bb. Die Kläger
bringen weiter vor, die Bestimmung in einem weiteren Testament, dass die gesetzlichen
Erben nichts von den Anordnungen erfahren sollen, sei rechtsunwirksam. Überdies sei das
Testament nicht unterzeichnet. Das Recht kann eine Verfügung nicht schützen, die
ihrerseits gegen das Recht verstösst (Druey, a.a.O., § 12 N 33). So ist eine letztwillige
Verfügung an alle Per- sonen zu eröffnen, die in Frage kommen können, aus der Erbschaft
etwas zu er- halten, somit auch an beide Kläger als gesetzliche Erben, welchen die
Erbenstel- lung durch die Erblasserin entzogen wurde (Basler Kommentar, a.a.O. Art. 558
N 2). Die Beklagten stimmen denn auch der Auffassung der Kläger zu, dass die Be-
stimmung, die gesetzlichen Erben dürften nichts von den Anordnungen erfahren,
rechtsunwirksam sei. Die Unterschrift hat unter anderem zum Zweck, dass die
Endgültigkeit des Testa- ments bekundet wird. Auf das Formelement der Unterschrift wird
grundsätzlich nicht verzichtet (vgl. ZBJV 1995, S. 175). Die Erblasserin hat in der
eigenhändigen letztwilligen Verfügung zwar nicht unterschrieben, sie hat jedoch einleitend
fest- gehalten "bestimme ich, G, …". Es besteht kein Zweifel, dass die Erblasserin das
Testament niedergeschrieben hat, was durch die Kläger auch nicht bestritten wur- de.
Zudem erachtete die Erblasserin das Testament als definitiv, zumal sie es be- reits am 18.
Juli 1994, mithin 2 Tage nach Errichtung, in die Erbschaftslade einlie- fern liess (vgl. ZBJV
1995, S. 175; bekl.act. 77). Eine formale Eigentümlichkeit ei- nes Laien soll nicht aus rein



fachlich-beurkundungstechnisch orientierter Sicht a priori zur bedingungslosen
Vernichtung eines ernstlich gewollten und womöglich besonders gut gemachten Testaments
führen, was sich bei zweckorientierter Würdigung der Form ohne weiteres vermeiden liesse
(vgl. ZBJV 1995, S. 180). Die Bestimmungen, nämlich dass die Erblasserin an der
öffentlichen letztwilligen Verfügung nach wie vor festhalte und dass ihre vom Erbrecht
ausgeschossenen gesetzlichen Erben keine Erbenstellung hätten, sind demnach gültig
verfügt wor- den (vgl. Berner Kommentar, a.a.O., Art. 469 N 3). Es bleibt jedoch zu
berücksich- tigen, dass dieses Testament keine weitreichende Bedeutung hat, mit
Ausnahme

35 der nochmaligen Wiederholung des bereits im öffentlichen Testament Gesagten. Eine
eigenständige Verfügung - neben derjenigen, welche aber rechtsungültig ist - wird darin
jedenfalls nicht getroffen. cc. Vor allem machen die Kläger geltend, dass vom Blatt 2 der
eigenhändigen letztwil- ligen Verfügung zwei widersprüchliche Versionen existierten. So
werde auf der ei- nen Version die Institution E mit dem halben Inventar der Liegenschaften
bedacht, während der Willensvollstrecker und seine Ehegattin sowie die Nachbarn P je mit
Liegenschaften bedacht werden. In der anderen Version erhalte die Institution E beide
Liegenschaften und das gesamte Barvermögen bis auf Fr. 20'000.--, die dem
Willensvollstrecker ausgerichtet werden sollen. Jedenfalls beweise die Exis- tenz der beiden
Versionen schon für sich allein, dass die Erblasserin offensichtlich Widersprüchliches
angeordnet habe, die nicht mehr lösbar seien, der Wille nicht mehr aufrecht erhalten werden
könne und somit keine wirksame oder gültige Ver- fügung über die Liegenschaften vorliege
und dass die Erblasserin geisteskrank und urteilsunfähig gewesen sei. Die allfällige
Widersprüchlichkeit der beiden Varianten des Blatts 2 der eigenhän- digen letztwilligen
Verfügung würde die Kläger nur dann betreffen, wenn durch de- ren Ungültigkeit die
Kläger zu ihrer Erbenstellung kommen würden. Dies wäre je- doch nicht der Fall, da auch
bei fehlender Auslegungsmöglichkeit der restlichen testamentarischen Bestimmungen
dieser Verfügung nicht die Kläger, sondern der Staat letzter Erbe wäre. So erbt das
Gemeinwesen auch dann, wenn der Erblas- ser alle gesetzlichen Erben ausgeschlossen und
keine anderen eingesetzt hat, und zwar selbst dann, wenn auch das Gemeinwesen
ausgeschlossen wurde, wie dies die Erblasserin auf dem Blatt 5 der nämlichen Verfügung
vorgenommen hat (vgl. Basler Kommentar, a.a.O., Art. 466 N 2). Die von den Klägern als
widersprüchlich bezeichneten Verfügungen steht der Be- achtung des wahren Willens der
Erblasserin aber nicht im Weg, da dieser sich feststellen lässt; die Verfügung ist dann
gemäss Art. 469 Abs. 3 richtig zu stellen (vgl. Weimar, Berner Kommentar, a.a.O., Art. 469
N 16). So kann durch eine neue Verfügung von Todes wegen explizit oder implizit den
Testamentsinhalt revoziert werden (vgl. Art. 511 ZGB; Tuor, Berner Kommentar, a.a.O.,
Art. 509-511 ZGB; Druey, a.a.O., § 9 N 62 f.). Ein in der Verfügung wenigstens
andeutungsweise zum Ausdruck gekommener Wille des Erblassers ist rechtlich zu beachten
(Weimar, Berner Kommentar, a.a.O., 14. Titel. Die Verfügungen von Todes wegen - Einlei-
tung N 71). In einer späteren eigenhändigen letztwilligen Verfügung, welche beim
Erbschaftsamt im Depot lag, stellt die Erblasserin ausdrücklich fest, dass ihre letztwillige
Verfügung vom 8. September 1994 im Bankfach der Bank B deponiert sei und es ihr
persönlicher letzter Wille sei. Diese Verfügung traf die Erblasserin, nachdem sie am 6.
Januar 1998 der Beklagten 6 die andere Version des Blattes 2 zu deren Deponierung
überliess. Die Erblasserin bringt damit zum Ausdruck, dass andere Testamente, die den im
Bankfach der Bank B deponierten letztwilli- gen Verfügungen widersprechen, nicht gültig
sind. Dieselbe Auslegung des Erb- schaftsamts (bekl.act. 90), nämlich dass diejenige



Variante des Blatts 2 der näm- lichen Verfügung gelte, in welcher der Willensvollstrecker,
dessen Frau und die Nachbarn P eingesetzte Erben sind, wurde überdies von der Institution
E nicht in- nert der einjährigen Frist zur Durchsetzung der sie begünstigenden Variante des

36 Blattes 2 angefochten. Die Tatsache, dass die Erblasserin diese eigenhändige letztwillige
Verfügung in der Erbschaftslade deponiert hatte, somit an einem Ort, wo sie sicher war,
dass es von niemandem vor ihrem Ableben gelesen werden kann, lässt darauf schliessen,
dass die Erblasserin frühere Dokumente, die denje- nigen im Banktresor widersprechen,
nicht mehr als gültig betrachtet haben wollte (vgl. auch Druey, a.a.O, § 12 N 8).
(Bezirksgericht Appenzell, Urteil B 9/02 vom 17. März 2004)

Akteneinsicht zum Zwecke der Ahnenforschung (Art. 18 Abs. 1 GOG)

Erwägungen: (…) 2. Gemäss Art. 18 Abs. 1 Gerichtsorganisationsgesetz (GOG) entscheidet
der Kan- tonsgerichtspräsident in dessen Zuständigkeits- und Aufsichtsbereich, ob Ge-
richtsakten herauszugeben sind. Gemäss Art. 3 Abs. 2 lit. d Standeskommissionsbeschluss
über das Landesarchiv enthält dieses insbesondere das Archiv der Gerichte. Die dem
Landesarchiv übergebenen staatlichen Archivalien sind nach Art. 11 Abs. 1 dieses Erlasses
während einer Sperrfrist von 50 Jahren seit der letzten Aufzeichnung eines Ge- schäftes für
private Benutzer nicht zugänglich. Für Schriftgut, das besonders schüt- zenswerte
Personendaten enthält, gilt eine Sperrfrist von 90 Jahren. Der Kantons- gerichtspräsident
kann in sinngemässer Anwendung von Art. 4 Abs. 3 i.V.m. Art. 11 Abs. 2 dieses
Beschlusses die Erlaubnis zur Benützung gesperrter Archi- valien erteilen. Beim Entscheid
sind öffentliche und schützenswerte private Inte- ressen zu berücksichtigen. a) Die
Zuständigkeit des Kantonsgerichtspräsidenten zur Aktenherausgabe erstreckt sich lediglich
auf Gerichtsakten, d.h. Dossiers, die im Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens angelegt
wurden. In den Fällen, welche einzig die Verwaltung betreffen, ist nach Art. 11 Abs. 2
Stan- deskommissionsbeschluss über das Landesarchiv die Standeskommission zu- ständig.
Insoweit die Gesuchstellerin Einsicht in nicht durch gerichtliches Urteil ab- geschlossene
oder am Gericht pendente Straf- oder Fürsorgefälle beantragt, kann mangels Zuständigkeit
auf das Gesuch nicht eingetreten werden. b) Das Gesuch nimmt Bezug auf allfällige
abgeschlossene Prozeduren, weshalb der Standeskommissionsbeschluss über das
Landesarchiv anzuwenden ist. Gerichts- akten zählen zum Schriftgut, das besonders
schützenswerte Personendaten ent- hält, weshalb diesbezüglich eine Sperrfrist von 90
Jahren gilt. Die vom Gesuch be- troffenen Prozeduren wurden alle innerhalb der letzten 90
Jahre abgeschlossen und fallen entsprechend unter die Sperrfrist.

37 aa) Die Gesuchstellerin begründet ihr Gesuch mit Ahnenforschung über ihre Familie
sowie die nähere Verwandtschaft. Sie macht insbesondere nicht geltend, die Pro- zeduren
würden ihre Person direkt oder als Dritte mit schutzwürdigen Rechten (Bsp.
Vaterschaftsprozess) betreffen, sondern sie ersucht um Einsicht in Gerichts- verfahren von
verwandten Drittpersonen. Das Gesuch kann damit nicht auf das verfassungsmässige
Akteneinsichtsrecht im Sinne von Art. 29 Abs. 2 Bundesverfassung (BV) gestützt werden.
Dieses garan- tiert den Parteien in hängigen Verfahren im Hinblick auf den Erlass einer
Verfü- gung im Sinne eines voraussetzungslosen Verfahrensrechts die Einsicht in die Ak-
ten. Der Anspruch gilt auch ausserhalb eines hängigen Verfahrens zur Wahrung der Rechte
von Betroffenen oder Dritten; diesfalls ist er davon abhängig, dass der Rechtssuchende ein
schutzwürdiges Interesse geltend machen kann und keine öf- fentlichen Interessen des
Staates oder berechtigte Geheimhaltungsinteressen entgegenstehen; die Akteneinsicht kann
zudem einen engen Bezug zur persönli- chen Freiheit und zum Schutz der Privatsphäre



aufweisen, soweit Personendaten betroffen sind (BGE 127 I 145 Erw. 4a). bb) Zu prüfen
bleibt das Gesuch unter dem Gesichtspunkt der Meinungsfreiheit als verfassungsmässig
garantierten allgemeinen Grundrecht der freien Kommunikati- on (Art. 16 Abs. 1 und 2
BV). Dieses stellt gegenüber den speziellen Formen der Kommunikation ein subsidiäres
Auffanggrundrecht dar. Die Meinungsfreiheit be- deutet das Recht jeder Person, ihre
Meinung frei zu bilden und sie ungehindert zu äussern und zu verbreiten. Der Schutzbereich
umfasst die Gesamtheit der Mittei- lungen menschlichen Denkens und alle möglichen
Kommunikationsformen. In en- gem Zusammenhang mit dieser allgemeinen
Meinungsfreiheit steht die Informati- onsfreiheit, das Recht jeder Person, Informationen frei
zu empfangen, aus allge- mein zugänglichen Quellen zu beschaffen und zu verbreiten (Art.
16 Abs. 3 BV). Wesentliche Bedeutung kommt der Informationsfreiheit insbesondere mit
(rechts- gleicher und willkürfreier) amtlicher Information über die Verwaltungs- und Regie-
rungstätigkeit zu (BGE 127 I 145 Erw. 4b). Bei den archivierten Gerichtsakten handelt es
sich nicht um allgemein zugängliche Quellen, noch besteht diesbezüglich eine amtliche
Informationspflicht. Damit ergibt sich auch bei verfassungsmässiger Auslegung der
kantonalen Norm kein generel- ler Anspruch auf Akteneinsicht. c) Zu prüfen bleibt die
Ausnahmeerlaubnis zur Benützung gesperrter Gerichtsarchiva- lien durch den
Kantonsgerichtspräsidenten im Sinne von Art. 4 Abs. 3 i.V.m. Art. 11 Abs. 2
Standeskommissionsbeschluss über das Landesarchiv. D hat keine Einwilligungen der
aufgeführten noch lebenden Personen beigebracht. Bezüglich der verstorbenen Personen,
die allenfalls als Parteien in Gerichtsverfah- ren verwickelt waren, gibt es ebenfalls
keinerlei Hinweise, dass ihre Zustimmung aufgrund der Umstände angenommen werden
könnte. D begründet ihr Gesuch mit ihrem privaten Interesse, im Rahmen der Ahnenfor-
schung herauszufinden, ob und inwieweit ihre Vorfahren und Verwandten in ge- richtliche
Verfahren verwickelt waren. Dieses rein persönliche, nicht rechtliche Inte- resse von D
vermag keine Ausnahmeerlaubnis zur Benützung gesperrter Ge-

38 richtsarchivalien zu bewirken, haben diese Fristen doch den Sinn, die berechtigten
Geheimhaltungsinteressen beteiligter (Dritt-)Personen zu wahren. Zu bemerken bleibt, dass
es sich bei der aufgeführten Verwandtschaft von D in keinem Falle um Personen der
Zeitgeschichte handelt, bei welchen allenfalls von einem verminder- ten Schutz der
Privatsphäre ausgegangen werden könnte.

d) Zusammenfassend ist das Gesuch vom 3. Februar 2004, soweit es sich um die
Akteneinsicht in Gerichtsarchivalien handelt, vollständig abzuweisen. (Kantonsgericht,
Beschluss KE 24/04 vom 6. April 2004)

Beschwerde nach Art. 136 Abs. 1 lit. c StPO; Gültigkeit der Gerichtsferien (Art. 70 Abs. 1
GOG)

Erwägung: 1. (…) Gemäss Art. 70 Abs. 1 Gerichtsorganisationsgesetz (GOG) stehen
gesetzliche und richterliche Fristen während der Gerichtsferien still. Die Kommission für
Ent- scheide in Strafsachen hat sich bisher nie zur Frage geäussert, ob die Gerichtsfe- rien
auch in diesem Beschwerdeverfahren, also im Übergang zwischen Straf- und
Gerichtsbehörden Anwendung finden. Bei vergleichbaren gesetzlichen Bestim- mungen
gelten in anderen Kantonen nach überwiegender Lehrmeinung die Ge- richtsferien auch für
die Beschwerde gegen Einstellungsbeschlüsse (Bänzi- ger/Stolz/Kobler, Kommentar zur
Strafprozessordnung des Kantons Appenzell A.Rh., Herisau 1992, Art. 206 N 1;
Donatsch/Schmid, Kommentar zur Strafpro- zessordnung des Kantons Zürich, Zürich 1996,
§ 395 N 24; Hauser/Schweri, GVG, Zürich 2002, § 140 N 4; Schmid, Strafprozessrecht,



Zürich 2004, N 555 i.V.m. FN 23; a.M. Oberholzer, Grundriss des Strafprozessrechts, Bern
1994, S. 526, unter Verweis auf GVP 1979 Nr. 35, allerdings basierend auf einer
abweichenden ge- setzlichen Grundlage). Auch im allgemeinen Verwaltungsrecht werden
im Über- gang zwischen Verwaltungs(rekurs)behörden und Verwaltungsgericht die Ge-
richtsferien grundsätzlich angewendet (Cavelti/Vögeli, Verwaltungsgerichtsbarkeit im
Kanton St. Gallen, St. Gallen 2003, N 905; Kölz/Bosshart/Röhl, VRG, Zürich 1999, § 11 N
13). Es erscheint deshalb gerechtfertigt im vorliegenden Fall die Ge- richtsferien ebenfalls
anzuwenden. (Kantonsgericht, Kommission für Entscheide in Strafsachen, Urteil KSE 1/04
vom 15. September 2004)

39 Kostenentscheid, Möglichkeit der Herabsetzung des Streitwertes

Erwägungen: (…) 3. Der Bezirksgerichtspräsident ist gemäss Art. 39 Abs. 1 Ziff. 2 ZPO
unter Vorbe- halt des Weiterzuges an den Kantonsgerichtspräsidenten zuständig für die
Beur- teilung von Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis bis zu einem Streitwert von Fr.
30'000.--. Dabei findet kein vorgängiges Verfahren vor Vermittler statt (Art. 37 Abs. 2 Ziff.
5 ZPO). Bei höherem Streitwert entscheidet das Bezirksgericht als erste Instanz, wobei ein
Vermittlungsverfahren vorgeht (Art. 40 Abs. 1 ZPO i.V.m. Art. 37 Abs. 1 ZPO). Der
Streitwert wird im Sinne von Art. 50 ZPO bestimmt durch das klägerische Rechtsbegehren
abzüglich des R vor Anhebung der Klage anerkannten Betrages. a) Massgeblicher
Streitwert ist bei Leistungsklagen der objektive Wert der Leistun- gen, welche der Kläger
mit der Klage fordert. Der Streitwert entscheidet über die sachliche Zuständigkeit der
Gerichte. Mit der Klageeinleitung werden der Streit- wert und somit die sachliche
Zuständigkeit des Gerichts fixiert (Frank/Sträuli/Messmer, Kommentar zur zürcherischen
Zivilprozessordnung, Zürich 1997, §°16 N 4; Guldener, Schweizerisches Zivilprozessrecht,
Zürich 1979, S. 109 f.; Vogel/Spühler, Grundriss des Zivilprozessrechts, Bern 2001, 4 N 95
und 102). b) Der Kläger hat erstinstanzlich, ohne vorgängiges Vermittlungsverfahren, im
Rah- men einer Streitigkeit aus Arbeitsverhältnis Fr. 40'000.-- zuzüglich Sachleistungen
(Arbeitszeugnis und Rehabilitationshandlungen) gefordert. Diese Eingabe wurde durch die
Vorinstanz am 28. November 2003 als Verfahren vor Bezirksgerichts- präsident
eingeschrieben. Der Streitwert beträgt aufgrund dieser Eingabe mehr als Fr. 30'000.--,
weshalb of- fensichtlich die Zuständigkeit des Bezirksgerichts und nicht diejenige des Be-
zirksgerichtspräsidenten gegeben ist. Da die sachliche Zuständigkeit bei Klage- einleitung
fixiert wird, ist das Schreiben des R vom 15. Dezember 2003, mit wel- chem er seine
Forderung auf Fr. 30'000.-- reduzierte, diesbezüglich ohne Belang. (Kantonsgericht, Urteil
KE 3/04 vom 23. Februar 2004)

Revision nach Art. 283 ff. ZPO

Erwägungen: (…)

40 2. Eine Partei kann im Sinne von Art. 284 Abs. 1 Ziff. 1 Gesetz über die Zivilprozess-
ordnung (ZPO) insbesondere eine Revision verlangen, wenn sie neue und wesent- liche
Tatsachen oder Beweismittel vorbringen kann, welche ihr früher nicht zu Ge- bote standen
oder die sie nicht kannte. Nach Art. 284 Abs. 2 ZPO wird auf ein Re- visionsgesuch nur
eingetreten, wenn die Gründe mit einem ordentlichen Rechts- mittel nicht geltend gemacht
werden können und das auch bei zumutbarer Sorgfalt nicht möglich war. a) K macht
unbestrittenermassen eine neue Tatsache geltend, indem er behauptet, der fragliche
Telefonanruf an seinen Bruder, mit welchem er diesem den Diebstahl seines Autos
mitgeteilt hat, sei mit einem anderen als dem ursprünglich aufgeführ- ten Mobiltelefon



erfolgt. Weiter legt er mit dem Rechnungsduplikat vom 18. August 2000 des
Telekommunikationsanbieters A einen neuen Beweis vor. b) Gemäss Art. 55 Abs. 1 lit. c
Bundesgesetz über die Organisation der Bundes- rechtspflege (OG) ist das Vorbringen
neuer Tatsachen und Beweismittel im Beru- fungsverfahren vor Bundesgericht unzulässig.
Die neue Tatsache kann daher nicht mehr mit einem ordentlichen Rechtsmittel geltend
gemacht werden. c) Zu prüfen bleibt, ob die Noven auch bei zumutbarer Sorgfalt nicht im
ordentlichen Verfahren hätten geltend gemacht werden können. aa) Voraussetzung für eine
Revision ist, dass wegen der verspäteten Entdeckung der Nova dem Gesuchsteller keine
Vernachlässigung der Behauptungs- und Beweis- last im früheren Verfahren vorzuwerfen
ist. Zweifel an der Richtigkeit der gegneri- schen Tatsachenbehauptungen muss er durch
zumutbare Nachforschungen abzu- klären versucht haben. Unsorgfältige Prozessführung ist
nicht durch Zulassung ei- nes Revisionsverfahrens zu belohnen. Revision ist jedenfalls
zulässig bei ent- schuldbarem Irrtum des Gesuchstellers (Frank/Sträuli/Messmer,
Kommentar zur zürcherischen Zivilprozessordnung, Zürich 1997, § 293 N 7;
Leuenberger/Uffer- Tobler, Kommentar zur Zivilprozessordnung des Kantons St. Gallen,
Bern 1999, Art. 247 N 4a; Walder-Richli, Zivilprozessrecht, Zürich 1996, § 39 N 71).
Unsorgfäl- tige Prozessführung ist nicht durch die Zulassung eines Revisionsverfahrens zu
be- lohnen (Frank/Sträuli/Messmer, a.a.O., § 293 N 7; ebenso
Leuch/Marbach/Kellerhals/Sterchi, Die Zivilprozessordnung für den Kanton Bern, Bern
2000, Art. 368 N 4a). Insbesondere gehört zu einer sorgfältigen Prozessfüh- rung auch eine
gewisse Anspannung der Erinnerung (Frank/Sträuli/Messmer, a.a.O., § 293 N 7 m.w.H).
Dazu gehören auch zumutbare Nachforschungen (Leu- enberger/Uffer-Tobler, a.a.O., Art.
247 N 4a). Neue Beweismittel kommen dem- nach nur in Frage, wenn sie nicht bekannt
waren und auch nicht hätten bekannt sein können, somit nur in den allerseltensten Fällen,
die an höhere Gewalt grenzen, nicht aber, wenn Urkunden irgendwo verborgen in einer
Kanzlei liegen und keine Nachforschungen gemacht wurden (Lutz, Zivilrechtspflege, St.
Gallen 1967, Art. 435). Die Rechtssicherheit gebietet, dass man es mit den
Voraussetzungen streng nimmt, da sich eine obsiegende Partei grundsätzlich darauf
verlassen kön- nen muss, dass es bei einem rechtskräftigen Entscheid bleibt (Lutz, a.a.O.,
Art. 435). Auch aus der Rechtsprechung des Bundesgerichts zur im Wortlaut weniger
restrik-

41 tiven bundesrechtlichen Vorschrift zur Revision lässt sich nichts anderes ableiten (BGE
4P.120/2002, E. 2.2.2; BGE 127 V 353, E. 5 b; BGE 108 V 170, E. 1; BGE 110 V 138, E.
2). bb) Die neu vorgebrachte Tatsache oder das neu vorgebrachte Beweisstück, nämlich die
Telefonabrechnung von A, hätte bei "zumutbarer Sorgfalt" in der Prozessfüh- rung bereits
früher beigebracht werden können. Es erscheint nämlich als zumutbar, wenn es um die
Erhebung des Sachverhaltes geht, wer in einem gewissen be- grenzten Zeitraum mit wem
telefoniert hat, dass für alle möglichen damals poten- tiell benutzten Telefonanschlüsse die
von den Telekommunikationsanbietern er- stellten Abrechnungen überprüft werden. Wenn
sich, entgegen der ursprünglichen Annahme des Gesuchstellers, erst nachträglich
herausstellt, dass der fragliche An- ruf über einen anderen Anschluss getätigt wurde, ist dies
unbehelflich, da die be- sagten Telefonabrechnungen schon damals erhältlich waren. K
hatte schon vor Bezirksgericht die Möglichkeit, die fraglichen Anrufe bei seinem Bruder
korrekt nachzuweisen. Umso mehr muss dies gelten, da K ausdrücklich vor Kantonsge-
richt noch einmal gefragt wurde, ob er denn auch wirklich sicher sei, ausschliess- lich nur
über den einen Anschluss telefoniert zu haben, für welchen eine Abrech- nung bei den
Akten liege, was dieser explizit bejahte. Auch die lange Zeitdauer, seit der die



Unstimmigkeit mit dem Telefonanruf schon bekannt ist, spricht gegen eine Zulassung von
neuen Beweismitteln. Spätestens bei der Einreichung der Rechnung von A vom 18. Juli
2000, welche mit Schreiben vom 24. Oktober 2001 der Versicherung übersandt wurde,
musste man sich des Problems mit der Un- stimmigkeit in der Zeitabfolge bewusst sein.
Zudem konnte man erkennen, dass diese Problematik der Zeitabfolge ein Beweisthema
darstellte. Allerspätestens je- doch musste das Schreiben vom 11. November 2001, in
welchem die Versiche- rung darauf hinwies, dass die Telefonabrechnung die Unstimmigkeit
nicht behebt, zu einer intensiveren Suche nach weiteren Möglichkeiten des Beweises
führen. Gerade dies hätte bei "zumutbarer Sorgfalt" in der Prozessführung nicht unterlas-
sen werden dürfen. Es erscheint auch aus anderen Umständen nicht glaubwürdig bzw.
zumindest nicht entschuldbar, dass der Gesuchsteller sich nicht rechtzeitig daran erinnern
konnte, mit dem Mobiltelefon seiner Ehefrau telefoniert zu haben. Gemäss den Ausführun-
gen von K war am Morgen der Schadensmeldung der Akku seines Mobiltelefons leer, so
dass er es am Stromnetz aufladen musste. Er habe deshalb das Mobilte- lefon seiner Ehefrau
benutzt. Dabei musste er, nach eigenen Angaben zuerst die Nummer seines Bruders von
seinem Mobiltelefon auf dasjenige seiner Ehefrau übertragen, bevor er damit telefonieren
konnte. Diese Handlungen hätten ihm noch in Erinnerung sein oder später, als er von
seinem Anwalt gefragt wurde, zumindest wieder in Erinnerung kommen müssen. Zudem ist
nicht einzusehen, warum auch seine Ehefrau sich auf allfälliges Nachfragen des
Gesuchstellers ebenfalls nicht mehr erinnern konnte, dass der Gesuchsteller als seltene
Ausnahme ihr Telefon benutzt habe. cc) Zusammenfassend überwiegt unter diesen
Umständen das Interesse an der Rechtsbeständigkeit des einmal gefällten Urteils klar
dasjenige an der Revision, da sich der Gesuchsteller die Folgen seiner in diesem Punkte
nachlässigen Pro- zessführung selbst zuzuschreiben hat. Auf das Revisionsgesuch ist
deshalb nicht

42 einzutreten. (Kantonsgericht, Abteilung Zivil und Strafgericht, Bescheid K 12/03 vom 3.
Februar 2004; eine dagegen erhobene staatsrechtliche Beschwerde wies das Bundesgericht
mit Urteil 5P.108/2004 vom 16. Juni 2004 ab)

Gerichtsprotokoll der Verhandlung in Strafverfahren; Anklagegrundsatz (Art. 16 Abs. 1
StPO und Art. 100 Abs. 1 StPO

Erwägungen: (…) 2. Das Gerichtsprotokoll der Gerichtsverhandlung enthält gemäss Art. 16
Abs. 1 StPO die wesentlichen Ausführungen und Anträge der Parteien. Im Sinne von Art.
34 Abs. 1 GOG sind die Urteilsberatungen geheim. a) Das Protokoll dient dazu, den
Prozessstoff für die einzelnen Verfahrensabschnitte sicherzustellen. Der Richter muss z.B.
wissen, was der Zeuge in der Untersuchung ausgesagt hat; dazu dient das Protokoll. Dies ist
seine Gedächtnisfunktion. Daneben muss das Protokoll die Beachtung von
Verfahrensvorschriften, z.B. die Belehrung des Zeugen über seine Wahrheitspflicht und die
Straffolgen des fal- schen Zeugnisses, ausweisen. Dies ist die sogenannte
Beurkundungsfunktion. Dadurch wird die Behörde gezwungen, auf die Innehaltung der
Verfahrensvor- schriften zu achten; insofern kommt dem Protokoll auch Garantiefunktion
zu (Hau- ser/Schweri, Schweizerisches Strafprozessrecht, Basel 2002, § 44 N 21; Oberhol-
zer, Grundzüge des Strafprozessrechts, Bern 1994 S. 296 f.). Im strafrechtlichen
Gerichtsverfahren wird ein fortlaufendes, heftartiges Protokoll geführt, in welches die
Aussagen der Angeklagten ohne Verlesen aufgenommen werden (Schmid,
Strafprozessrecht, Zürich 2004, N 567). Das Gerichtsprotokoll muss nicht sämtliche
Parteiäusserungen enthalten, sondern kann sich auf die für die Entscheidfindung



wesentlichen Punkte beschränken (Hauser/Schweri, Straf- prozessrecht, § 44 N 21).
Parteianträge, Vergleich, Klagerückzug und Klageaner- kennung sind im vollen Wortlaut
ins Protokoll aufzunehmen, mündliche Ausführun- gen der Parteien jedoch nur insoweit, als
sie zur Sache gehören und keine Wie- derholung darstellen (Hauser/Schweri, Kommentar
zum zürcherischen Gerichtsver- fassungsgesetz, GVG, Zürich 2002, § 144 N 1). Die
Urteilsberatung wird nicht protokolliert. Über die in der Beratung abgegebenen Voten der
Richter werden keine Beweise erhoben, und es darf anhand des Proto- kolls nicht untersucht
werden, ob die schriftliche Urteilsbegründung mit der mündli- chen Beratung
übereinstimme. Dies schliesst allerdings nicht aus, dass ein Ge- richtsmitglied oder ein
Gerichtsschreiber sich für die Redaktion des Entscheids Notizen über den Gang der
Beratung macht. Die Prozessparteien und Dritte ha- ben indessen kein Recht auf Einsicht in
derartige Beratungsnotizen (Hau- ser/Schweri, GVG, § 141 N 5).

43 Die Vorschriften über die Anlage des Protokolls stellen an sich Gültigkeitsvor- schriften
dar und sind zwingender Natur. Ist die Anlage des Protokolls mangelhaft, der den Parteien
zugestellte Entscheid aber in richtiger und gesetzmässiger Form mitgeteilt worden, so ist er
rechtsgültig, selbst bei mangelhafter Protokollierung (Hauser/Schweri, GVG, § 143 N 6). b)
O rügt das vorinstanzliche Gerichtsprotokoll. Es sei nachträglich erstellt worden und gebe
nur einen Bruchteil der anlässlich der Gerichtsverhandlung getätigten Ausführungen
wieder. Insbesondere fehlten die Anträge der Parteien sowie sein gut halbstündiger Vortrag
über die biochemischen Zusammenhänge von Alkaloi- den. Ebenfalls stehe nicht im
Protokoll, dass ihn der Gerichtspräsident anlässlich der Gerichtsverhandlung in der Sache P
freigesprochen habe. Nach einem halben Jahr sei es auch absolut unmöglich, ein Protokoll
zu rekonstruieren. c) Der Bezirksgerichtsschreiber macht bei jeder Gerichtsverhandlung, so
auch an- lässlich derjenigen des Bezirksgericht Oberegg (BO 5/03) vom 27. Oktober 2003,
handschriftliche Aufzeichnungen in ein Protokollbuch. Nach dem Editionsgesuch durch das
Kantonsgericht hat er nach diesen Aufzeichnungen eine Abschrift auf dem Computer
angefertigt und deren Wahrheitsgehalt unterschriftlich bestätigt. Der Vorwurf von O, es sei
nachträglich ein Protokoll erstellt worden, trifft deshalb nicht zu. Allfällige Ausführungen
des Angeklagten über biochemische Zusammen- hänge im Zusammenhang mit
Cannabisprodukten wurden zu Recht nicht ins Pro- tokoll aufgenommen, da sie aufgrund
der klaren gesetzlichen Bestimmungen kei- nerlei Einfluss auf die Urteilsfindung haben. O
führt keine weiteren entscheidrele- vanten Punkte auf, über welche er erstmals anlässlich
der Gerichtsverhandlung Ausführungen gemacht habe, welche aber im Protokoll fehlten.
Der nach der Be- hauptung des Angeklagten anlässlich der Verhandlung mündlich
mitgeteilte Frei- spruch in Sachen P ergäbe sich aus den Urteilsberatungen des Gerichts,
worüber im Sinne obiger Ausführungen kein Beweis abgenommen werden darf. Auch be-
steht für die Parteien kein Einsichtsrecht in darüber allenfalls angefertigte Notizen. Diese
Behauptung erscheint im Übrigen völlig unglaubwürdig, hat doch der gleiche
Gerichtspräsident das motivierte Urteil unterzeichnet und mit seiner Unterschrift
insbesondere dessen inhaltliche Richtigkeit bestätigt. Zutreffend ist jedoch der Vorwurf von
O, das Protokoll enthalte die in Art. 16 Abs. 1 StPO vorgeschriebenen Parteianträge nicht.
Diese Parteianträge sind jedoch im Entscheid BO 5/03 des Bezirksgerichts Oberegg
vollständig enthalten. Diesbe- züglich wird denn auch vom Angeklagten im
Berufungsverfahren nichts bemängelt. Im Protokoll fehlen die vorgeschriebenen
Parteianträge, und es leidet entspre- chend unter einem Mangel. Mit dem den Parteien
richtig und gesetzmässig zuge- stellten Entscheid wird diese mangelhafte Protokollierung
im Sinne obiger Ausfüh- rungen jedoch geheilt und der Entscheid bleibt rechtsgültig. 3. Im



Überweisungsbeschluss sind gemäss Art. 88 Abs. 2 StPO das Gericht und der Angeklagte
zu bezeichnen sowie die ihm zur Last gelegte Tat nach ihren gesetzli- chen Merkmalen zu
umschreiben; ferner sind die gestellten Anträge zu begründen. Gegenstand des Entscheides
ist nach Art. 100 Abs. 1 StPO die Tat, wie sie im Überweisungsbeschluss umschrieben ist.
Nicht im Überweisungsbeschluss enthal-

44 tene Tatsachen oder rechtliche Würdigungen, die sich zu Ungunsten von O auswir- ken
können, hat ihm das Gericht vorzuhalten und ihm Gelegenheit zu geben, sich dazu zu
äussern (Abs. 2). a) Der Anklagegrundsatz (Akkusationsprinzip) verteilt nach der
bundesgerichtlichen Rechtsprechung die Aufgaben zwischen den Untersuchungs- bzw.
Anklagebehör- den einerseits und den Gerichten andererseits. Er bestimmt den Gegenstand
des Gerichtsverfahrens. Die Anklage hat die dem Angeklagten zur Last gelegten De- likte
in ihrem Sachverhalt so präzise zu umschreiben, dass die Vorwürfe genügend konkretisiert
sind. Das Anklageprinzip bezweckt zugleich den Schutz der Verteidi- gungsrechte des
Angeschuldigten und dient dem Anspruch auf rechtliches Gehör. Nach Art. 6 Ziff. 3 lit. a
EMRK hat der Angeschuldigte Anspruch darauf, in mög- lichst kurzer Frist über die Art
und den Grund der gegen ihn erhobenen Beschuldi- gung in Kenntnis gesetzt zu werden.
Diese Angaben schliessen es allerdings nicht aus, dass eine spätere Verurteilung wegen
eines gleichartigen oder geringfügige- ren Delikts erfolgt. Das Gericht ist an den in der
Anklage wiedergegebenen Sach- verhalt gebunden, nicht aber an dessen rechtliche
Würdigung durch die Anklage- behörde. Ein Anspruch des Betroffenen, vor Erlass eines
belastenden Entscheids angehört zu werden, besteht jedoch auch unabhängig vom
Anklagegrundsatz. Dieser Anspruch auf rechtliches Gehör ist in Art. 29 Abs. 2 BV
ausdrücklich ge- währleistet (BGE 126 I 19 Erw. 2a). Wurde der Angeklagte auf Grund
eines ande- ren Straftatbestands als in der Anklage beantragt verurteilt, ist zu prüfen, ob er
mit der beabsichtigten neuen rechtlichen Würdigung rechnen musste. Dies muss auf Grund
aller Umstände des konkreten Falles beurteilt werden. Musste er nicht damit rechnen, ist
das angefochtene Urteil grundsätzlich wegen Verletzung des An- spruchs auf rechtliches
Gehör aufzuheben (BGE 126 I 19 Erw. 2d/bb). Die Anklageschrift erfüllt eine doppelte
Aufgabe. Sie bestimmt einerseits den Pro- zessgegenstand, indem sie den zu beurteilenden
Sachverhalt umgrenzt, und ver- mittelt dem Angeschuldigten anderseits die für die
Durchführung des Verfahrens und der Verteidigung notwendige Information. Das Gericht
ist an den in der Über- weisungsverfügung umschriebenen Sachverhalt gebunden, d.h. der
eingeklagte Sachverhalt muss mit dem zur Verhandlung und Beurteilung stehenden Lebens-
vorgang identisch sein. Als überwiesen gilt nur ein Sachverhalt, welcher in der
Überweisungsverfügung als Gesamtvorgang geschildert und unter Hervorhebung der
wesentlichen objektiven und subjektiven Tatbestandselemente als strafbar be- zeichnet
worden ist. Ein Verhalten, welches lediglich den Akten, nicht aber der
Überweisungsverfügung zu entnehmen ist, entzieht sich von vorneherein der recht- lichen
Überprüfung durch das Gericht. Wenn das Gesetz die Gerichte zu ergän- zenden oder
zusätzlichen Beweiserhebungen berechtigt oder verpflichtet, so er- laubt dies kein
Abweichen vom Anklagegrundsatz, sondern es dient allein der Klä- rung der Beweislage
mit Bezug auf die Anklagevorwürfe. Zur Ermittlung von nicht in der Anklage enthaltenen
Sachverhalten darf das Gericht keine Beweise erhe- ben (Oberholzer, Grundzüge des
Strafprozessrechts, Bern 1994, S. 220 f.; Hau- ser/Schweri, Schweizerisches
Strafprozessrecht, Basel 2002, § 50 N 6 ff.). b) O wurde vorinstanzlich unter anderem
wegen Handels- bzw. Vermittlungsgeschäf- ten von mehreren tausend Hanfstecklingen von
Sorten mit hohem THC-Gehalt zwi- schen der K GmbH oder der D GmbH als Anbieter und



der Firma A als Abnehme-

45 rin verurteilt (Erw. 4a). Zu diesem Sachverhalt finden sich jedoch in der Überwei-
sungsverfügung der Staatsanwaltschaft keinerlei Hinweise, weshalb diesbezüglich keine
Beurteilung und insbesondere auch keine Verurteilung durch das Gericht er- folgen dürfen.
Die entsprechende Rüge von O ist zu schützen und die diesbezügli- che Begründung des
vorinstanzlichen Schuldspruchs ist aufzuheben. (Kantonsgericht, Abteilung Zivil- und
Strafgericht, Urteil K 1/04 vom 7. September 2004; auf eine dagegen erhobene
staatsrechtliche Beschwerde trat das Bundesgericht mit Urteil 1P.655/2004 vom 18.
November 2004 nicht ein)

Vormundschaftliche Massnahmen, Beschwerde nach Art. 12 Abs. 1 lit. b EG ZGB

Erwägungen: (…) 5. Gemäss Art. 12 Abs. 1 lit. b Einführungsgesetz zum Schweizerischen
Zivilgesetz- buch (EG ZGB) ist das Kantonsgericht als Kommission von drei Richtern
insbe- sondere zuständig als Beschwerdeinstanz gegen Rekursentscheide der Standes-
kommission betreffend die Errichtung einer Vormundschaft, einer Beistandschaft oder einer
Beiratschaft. a) Gegenstand des angefochtenen Entscheides ist lediglich eine psychiatrische
Be- gutachtung im Hinblick auf die Prüfung vormundschaftlicher Massnahmen, also weder
die Errichtung einer Vormundschaft, einer Beistandschaft noch einer Bei- ratschaft. Es
handelt sich somit nach dem Wortlaut von Art. 12 Abs. 1 EG ZGB nicht um einen bei der
kantonsgerichtlichen Kommission für Beschwerden auf dem Gebiete des ZGB anfechtbaren
Entscheid, weshalb mangels Zuständigkeit auf die Beschwerde nicht eingetreten werden
kann. b) Dieses fehlende Rechtsmittel ergibt sich auch aus der herrschenden Lehre zu Art.
374 ZGB, wonach die Parteien im Verwaltungsverfahren grundsätzlich nichts zur
Ernennung des Experten zu sagen haben (Schnyder/Murer, Berner Kommentar, Bern 1982,
Art. 374 N 104; Egger, Zürcher Kommentar, Zürich 1948, Art. 374 N 24; Kaufmann,
Berner Kommentar, Bern 1924, Art. 374 N 57). So sind denn auch grundsätzlich nur
kantonal letztinstanzliche Endentscheide im Zusammenhang mit Entmündigung,
Beiratschaft oder Beistandschaft mit Berufung an das Bundesgericht weiterziehbar
(Schnyder/Murer, a.a.O., Art. 373 N 195 ff.). c) Offenbleiben kann, ob es sich bei der
Anordnung der psychiatrischen Begutach- tung im Zusammenhang mit der Prüfung
vormundschaftlicher Massnahmen um ei- ne Zwischenverfügung im Rechtssinne handelt.
Das Verfahren vor der kantonsgerichtlichen Kommission für Entscheide in Zivilsa- chen ist
in den Prozessordnungen nicht gesondert geregelt. Das Verwaltungsge-

46 richtsverfahren ist nicht direkt anwendbar, da dieses ausschliesslich auf Verfügun- gen
Anwendung findet, welche sich auf öffentliches Recht des Kantons oder des Bundes stützen
(Art. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz, VerwGG). Gemäss bundes- gerichtlicher
Rechtsprechung können Verfügungen im Gebiete des Vormund- schaftswesens zwar rein
theoretisch zum öffentlichen Recht gezählt werden. Indes- sen ist nach der im geltenden
Recht verankerten Auffassung die Bevormundung und alles, was mit der Führung der
Vormundschaft zusammenhängt und im ZGB geregelt wird, als Teil des Privatrechts zu
betrachten (BGE 100 Ib 113 Erw. 1). Es rechtfertigt sich deshalb, das Gesetz über die
Zivilprozessordnung (ZPO) analog anzuwenden, wonach Zwischenverfügungen
grundsätzlich nicht weiterziehbar sind (Art. 264 Abs. 1 ZPO bzw. Art. 113 Abs. 2 ZPO).
Auch nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts im Rahmen der staatsrechtli- chen
Beschwerde bedarf es eines nicht wieder gutzumachenden Nachteils rechtli- cher Natur,
damit eine Zwischenverfügung selbständig angefochten werden kann; eine bloss
tatsächliche Beeinträchtigung wie beispielsweise eine Verlängerung oder Verteuerung des



Verfahrens genügt nicht. Der Nachteil ist nur dann rechtli- cher Art, wenn er auch durch
einen für den Beschwerdeführer günstigen Endent- scheid nicht mehr behoben werden
könnte (BGE 126 I 97 Erw. 1b). Die psychiatri- sche Begutachtung im Rahmen der Prüfung
von vormundschaftlichen Massnah- men stellt für sich allein keinen nicht wieder
gutzumachenden Nachteil rechtlicher Natur dar, weshalb deren Anordnung nicht
selbständig angefochten werden kann. Erst im Zusammenhang mit dem Erlass allfälliger
vormundschaftlicher Massnah- men können beschwerdeweise auch Einwände gegen den
Inhalt des Gutachtens und die Person des Gutachters geltend gemacht werden. Die
Verpflichtung, sich für eine psychiatrische Begutachtung zur Verfügung zu hal- ten, stellt
im Übrigen keinen schweren Eingriff in die persönliche Freiheit dar und muss nötigenfalls
auch gegen den Willen der Betroffenen durchgeführt werden können (BGE 124 I 40 Erw.
5). d) Zusammenfassend ist deshalb auf die Beschwerde nicht einzutreten. Daran ändert
auch die durch die Vorinstanz angebrachte Rechtsmittelbelehrung nichts, da ge- mäss
bundesgerichtlicher Rechtsprechung das Vertrauen in eine fehlerhafte
Rechtsmittelbelehrung nicht ein nicht gegebenes Rechtsmittel zu schaffen vermag (BGE
108 III 23 Erw. 3). e) Zu bemerken bleibt, dass auch mangels Begründung nicht auf die
Beschwerde hätte eingetreten werden können. Weder der Beschwerdeführer noch sein
Rechts- vertreter setzen sich in ihren Eingaben in irgendeiner Weise mit dem angefochte-
nen Entscheid auseinander. Ebenso werden die Ausstandsbegehren weder be- gründet noch
sind sie aufgrund der Aktenlage nachvollziehbar. Bezüglich der Ein- gabe des
Rechtsvertreters geht es nicht an, dass dieser eine Beschwerdebegrün- dung explizit bis zum
allfälligen positiven Entscheid über ein Gesuch betreffend unentgeltliche Rechtspflege
aufschiebt. Der Hinweis in der Rechtsschrift, weitere Ausführungen blieben für den Fall
einer Ergänzungsbegründung vorbehalten, stellt einen unzulässigen Antrag auf
Verlängerung der gesetzlichen Beschwerdefrist gemäss Art. 12 Abs. 2 EG ZGB dar.
(Kantonsgericht, Kommission für Beschwerden auf dem Gebiete des ZGB, Bescheid KZB
3/04 vom

47 2. November 2004; eine gegen dieses Erkenntnis eingereichte staatsrechtliche
Beschwerde wies das Bundesgericht mit Urteil 1P.662/2004 vom 3. Februar 2005 ab)

Schadenersatz aus Mängel an der Mietsache, soziale Untersuchungsmaxime Beweis- last
(Art. 259a Abs 1 lit. c OR und Art. 274d Abs. 3 OR)

Erwägungen: (…) 4. Entstehen an der Sache Mängel, die der Mieter weder zu verantworten
noch auf eigene Kosten zu beseitigen hat, oder wird der Mieter im vertragsgemässen
Gebrauch der Sache gestört, so kann er gemäss Art. 259a Abs. 1 lit. c Obligatio- nenrecht
(OR) insbesondere verlangen, dass der Vermieter Schadenersatz leistet. Hat der Mieter
durch den Mangel Schaden erlitten, so muss der Vermieter ihm nach Art. 259e OR dafür
Ersatz leisten, wenn er nicht beweist, dass ihn kein Ver- schulden trifft. Im Sinne von Art.
274d Abs. 3 OR stellen Schlichtungsbehörden und Gerichte den Sachverhalt von Amtes
wegen fest und würdigen die Beweise nach freiem Ermes- sen; die Parteien müssen ihnen
alle für die Beurteilung des Streitfalls notwendigen Unterlagen vorlegen. a) Die Anweisung
von Art. 274d Abs. 3 OR an die Behörden wird in der Literatur als soziale
Untersuchungsmaxime oder gemilderte Verhandlungsmaxime bezeichnet. Bei der
sozialpolitisch begründeten Untersuchungsmaxime geht es darum, die wirtschaftlich
schwächere Partei zu schützen, die Gleichheit zwischen den Parteien herzustellen sowie das
Verfahren zu beschleunigen. Die Parteien sind jedoch nicht davon befreit, bei der
Feststellung des entscheidwesentlichen Sachverhalts aktiv mitzuwirken und die allenfalls



zu erhebenden Beweise zu bezeichnen. Sie tragen auch im Bereich der
Untersuchungsmaxime die Verantwortung für die Sachver- haltsermittlung. Art. 274d Abs.
3 OR schreibt somit keine umfassende Untersu- chungsmaxime vor. Dies ergibt sich schon
aus dem ausdrücklichen Vorbehalt, wonach die Parteien die entscheidwesentlichen
Unterlagen vorzulegen haben. Das Gericht hat lediglich seine Fragepflicht auszuüben, die
Parteien auf ihre Mit- wirkungspflicht sowie das Beibringen von Beweisen hinzuweisen.
Zudem hat es sich über die Vollständigkeit der Behauptungen und Beweise zu versichern,
wenn diesbezüglich ernsthafte Zweifel bestehen. Die richterliche Initiative geht insoweit
nicht über eine Aufforderung an die Parteien hinaus, Beweismittel zu nennen und
beizubringen. Im Fall der Verweigerung zumutbarer Mitwirkung einer Partei kann die
Beweisabnahme unterbleiben. Die für Mietstreitigkeiten in Art. 274d Abs. 3 OR
vorgeschriebene Untersuchungsmaxime zwingt das Gericht nicht dazu, das
Beweisverfahren beliebig auszudehnen und alle möglichen Beweise abzunehmen (BGE 125
III 231 Erw. 4a). Die allgemeinen Voraussetzungen des Schadenersatzanspruches nach Art.
259e OR entsprechen den Voraussetzungen des Art. 97 Abs. 1 OR. Gefordert wird vom
Gesetz demnach für das Entstehen des Schadenersatzanspruches, dass dem

48 Mieter durch ein vertragswidriges, schuldhaftes Verhalten des Vermieters ein Schaden
entstanden ist. Nicht jeder Schaden ist jedoch zu ersetzen, sondern nur der, welcher als
adäquat kausale Folge der mangelhaften Mietsache erscheint (Higi, Zürcher Kommentar,
Zürich 1994, Art. 259e N 6; Lachat/Stoll/Brunner, Miet- recht, Zürich 1999, S. 154;
SVIT-Kommentar Mietrecht, Zürich 1998, Art. 259e N 11). In diesem Zusammenhang ist
die rechtzeitige Meldung eines Mangels durch den Mieter von besonderer Bedeutung.
Wenn der Vermieter beweisen kann, dass er über den Mangel nicht informiert war, wird er
von der Verpflichtung zur Be- zahlung von Schadenersatz befreit (BGE 60 II 341 Erw. 4;
Higi, a.a.O., Art. 259e N 17; Lachat/Stoll/Brunner, a.a.O., S. 155; SVIT-Kommentar,
a.a.O., Art. 259e N 21). Die Beweislast für alle Voraussetzungen des
Schadenersatzanspruches, ausser dem Verschulden, welches das Gesetz vermutet, trifft im
Sinne von Art. 8 ZGB den Mieter. Namentlich der Schaden ist konkret und exakt zu
belegen. Die Untersuchungsmaxime (nicht Offizialmaxime) des Art. 274d Abs. 3 OR
enthebt den Mieter dieser Last nicht. Er mildert sie auch nicht, sondern erleichtert bei der
Miete von Wohn- und Geschäftsräumen die Behauptungslast (Higi, a.a.O., Art. 259e N 20;
Lachat/Stoll/Brunner, a.a.O., S. 154 f.; SVIT-Kommentar, a.a.O., Art. 259e N 23). Die
Parteien sind jedoch nicht davon befreit, bei der Feststellung des entscheidwesentlichen
Sachverhalts aktiv mitzuwirken und die allenfalls zu er- hebenden Beweise zu bezeichnen.
Sie tragen auch im Bereich der Untersu- chungsmaxime die Verantwortung für die
Sachverhaltsermittlung. Art. 274d Abs. 3 OR schreibt somit keine umfassende
Untersuchungsmaxime vor (BGE 125 III 231 Erw. 4a). b) M macht Schadenersatz aus
obigem Mietverhältnis geltend. Er betreibe unter an- derem Handel mit Karten, welche er -
ausser in seiner eigenen Papeterie - nur an Wiederverkäufer verkaufe. Für den Kartenhandel
habe er den Lagerraum F ge- mietet. Im Dezember 1995 (Klageschrift, bzw. September
1995 laut Replik) habe er festgestellt, dass sein gesamtes Kartenlager übelst roch, und die
Karten nicht mehr zu regulären Preisen hätten verkauft werden können. Der Inventarwert
der eingelagerten Karten habe per 31. Dezember 1995 Fr. 629'580.16 betragen. F habe ab
Juni 1995 im Lagerraum daneben, abgetrennt lediglich durch eine dünne Spanplattenwand,
ca. 40'000 Handschuhe eingelagert. Die Geruchsemissionen dieser Handschuhe hätten den
üblen Geruch im Kartenlager verursacht. Einerseits hätten diese Handschuhe an einem
Wasserschaden gelitten, anderseits hätten sich zwischen den aus China stammenden



Handschuhen zwecks Konservierung Beutel mit den Giftstoffen p-Dichlorbenzol und
2,4,6-Trichloranisol befunden. Ge- mäss EMPA-Gutachten sei vermutlich zur Hauptsache
2,4,6-Trichloranisol für den üblen Geruch verantwortlich. Durch F wird einerseits der
Kausalzusammenhang zwischen den eingelagerten Handschuhen und dem Geruch der
Karten bestritten, anderseits der Umfang des geltend gemachten Schadens. Im Zeitpunkt, in
welchem die fraglichen Handschuhe eingelagert waren, wurde kei- ne vorsorgliche
Beweisabnahme im Sinne von Art. 254 ff. ZPO anbegehrt. Insbe- sondere wurde weder ein
Augenschein durchgeführt noch irgendwelche Beweis- mittel sichergestellt. Das diesem
Gerichtsverfahren vorangegangene Verfahren vor Schlichtungsstelle für Mietverhältnisse
wurde erst am 28. Mai 2001, also mehr

49 als vier Jahre später durchgeführt. In diesem Zeitpunkt hätte ein Augenschein un-
bestrittenermassen keine weiteren Aufschlüsse mehr bringen können. c) F kaufte gemäss
Kaufvertrag vom 6. Juni 1995 [bekl.-act. 1] von L, Betreiber der Einzelfirma LA, das
gesamte Warenlager bestehend aus ca. 40'000 Handschu- hen, da letzterer die
Geschäftstätigkeit aufgab. Dabei wurde der Einstandspreis von Fr. 89'654.80 auf Fr.
63'000.00 abgewertet. Unter Ziffer 4 wird bemerkt, dass die Waren im jetzigen, dem Käufer
bekannten Zustand übernommen würden. "Es ist ihm insbesondere bekannt, dass einzelne
Handschuhe infolge eines Wasser- schadens im Werte eingeschränkt sind und dass diese
Werteinbusse im Kauf- preis durch den Abschlag mitberücksichtigt worden ist." Gemäss
Angaben der F hat sie einen Teil dieser Handschuhe direkt, das heisst ohne vorgängige
Deponierung im Lager, an den Kunden X geliefert. Dieser Kunde habe nach ca. zwei
Wochen beanstandet, ein Teil der Sendung verbreite einen muffigen Geruch, worauf F die
Ware zurückgenommen habe. Die zurückgenom- menen Handschuhe seien zwei Wochen
lang an die Sonne gelegt worden. Da- nach seien sie ausführlich geprüft worden, wobei
weder Geruchsbildung noch an- dere Schäden festgestellt werden konnten. Handschuhe aus
der gleichen Liefe- rung seien an andere Kunden verkauft worden, ohne dass weitere
diesbezügliche Reklamationen eingegangen seien. Diese Sachverhaltsdarstellung wird
durch den Kläger grundsätzlich nicht bestritten. Auf die Befragung der Mitarbeiterin des er-
wähnten Kunden X als Zeugin kann verzichtet werden, da diese höchstens Aussa- gen über
die Geruchsemission der bestellten Handschuhe, nicht aber deren vor- oder nachmalige
Lagerung machen könnte. Hat aber ein Teil der Handschuhe üble Gerüche emittiert, kann
daraus nicht rechtsgenüglich geschlossen werden, dass dies auf die Gesamtheit die
Lieferung zutrifft. Aus dem oben erwähnten Kaufver- trag ergibt sich, dass die Lieferung
aus neun verschiedenen Handschuhmodellen bestand. Es ist deshalb keineswegs zwingend,
dass alle Handschuhe mit den gleichen chemischen Mitteln behandelt waren. M macht im
Übrigen nicht geltend, er habe schon Juni/Juli 1995 in den Lagerräumen schlechte Gerüche
wahrge- nommen. d) F machte in der gleichen Angelegenheit am 15. Februar 1996 eine
Schadensmel- dung an ihre Haftpflichtversicherung. Im Recht liegt ein Telefax des
Haftpflichtver- sicherers von F vom 27. Februar 1996 als Antwort an den damaligen
Rechtsver- treter des M. Nach der Schadensmeldung hätten sie sowohl Handschuhe von F
wie Karten von M der EMPA zur Prüfung überlassen, aber nach Rücksprache mit letzterer
vorerst auf die Erstellung eines Gutachtens verzichtet. Der Haftpflichtver- sicherer weist im
gleichen Schreiben ausdrücklich darauf hin, dass er keine An- spruchsgrundlage für eine
Haftung der Beklagten anerkenne. M macht gegenüber F den Vorwurf des
Rechtsmissbrauchs geltend, da diese im Februar 1996 auf die Erstellung eines Gutachtens
verzichtet habe und nun im hän- gigen Gerichtsverfahren aus dem Zeitablauf in Bezug auf
den Schadensnachweis etwas zu ihren Gunsten ableite. M verkennt dabei die



Beweislastverteilung, da es seine Pflicht ist, die Anspruchsgrundlagen für seine
Schadenersatzforderung nachzuweisen. Im obigen Schreiben des Versicherers von F wird
zudem ausge- führt, dass unter anderem auf ein Gutachten verzichtet werde, da auch aus
andern

50 Gründen die Anspruchvoraussetzungen nicht gegeben seien: "Auch unter der An-
nahme, dass der Geruch tatsächlich von den Handschuhen von F ausgegangen ist, sehen wir
keine Anspruchsgrundlage für die Forderungen Ihres Mandanten, da unsere
Versicherungsnehmerin weder wusste noch wissen musste und offensicht- lich nicht einmal
wissen konnte, dass von diesen Handschuhen derartige Emissio- nen ausgehen." Der
gesamte Sachverhalt rund um den Schadensfall werde erst abgeklärt; entsprechend würden
alle Einwände und Einreden vorbehalten. Ent- sprechend geht der klägerische Vorwurf des
Rechtsmissbrauchs gegenüber der Beklagten fehl. e) Am 21. Oktober 1996 untersuchte die
EMPA St. Gallen im Auftrag der X einen Handschuh und stellte als Geruchsstoffe
p-Dichlorbenzol und 2,4,6-Trichloranisol fest, leichtschmelzbare Feststoffe, die sublimieren
und vollständig vergasen. p- Dichlorbenzol sei ein flüchtiges Insektizid und werde
verwendet als Mottengift und Geruchsübertöner in WC's. "Die Dämpfe wirken betäubend,
reizen stark die Au- gen, die Atemwege und die Haut. … Symptome bei Vergiftungen sind
Brennen der Augen, Rötung und Entzündung der Haut, Übelkeit, Erbrechen, Schwindel,
Kopfschmerzen, Trunkenheitserscheinungen und Schläfrigkeit. Hohe Konzentrati- onen
führen zu Erregungszuständen und zur Bewusstlosigkeit. Die Geruchsschwel- le und die
maximale Arbeitsplatzkonzentration (MAK) betragen 50 ppm, d.h. in ih- ren
Betriebsräumen ist der MAK wahrscheinlich überschritten." 2,4,6-Trichloranisol habe
wahrscheinlich ähnlich toxikologische Eigenschaften und sei in westlichen Ländern nicht
im Gebrauch. "Für den üblen Geruch in Textilien dürfte es den Hauptbeitrag leisten." Bei
diesem Gutachten fällt auf, dass es mehr als ein Jahr nach der Handschuhlieferung durch F
erfolgte, in einem Zeitpunkt, in welchem ge- mäss unbestrittener Aussage von F der ganze
Kauf schon rückabgewickelt war. Selbst unter der Annahme, dass der untersuchte
Handschuh aus der fraglichen Lieferung stammt, kann daraus, wie oben ausgeführt, nicht
zwingend auf den ge- samten Handschuhbestand geschlossen werden. Ein solcher
Rückschluss würde nämlich zu Ungereimtheiten führen: Gemäss EMPA-Gutachten ist bei
der Ge- ruchsschwelle auch schon die maximale Arbeitsplatzkonzentration gegeben. Wä-
ren also, wie klägerischerseits behauptet, starke ('übelste') Gerüche wahrzuneh- men
gewesen, hätte dies demnach eine Überschreitung des MAK bedeutet. Dies wird im
Gutachten angedeutet und würde bei Menschen mit grosser Wahrschein- lichkeit zu den
ebenfalls beschriebenen Symptomen führen. Aus den Akten erge- ben sich aber keinerlei
Hinweise, dass auch nur eine Person irgendwelche der aufgeführten Beschwerdebilder
gehabt hätte. Der Kläger hat es im Übrigen unterlassen, die fraglichen Stoffe
p-Dichlorbenzol und 2,4,6-Trichloranisol oder deren Abbauprodukte in den Karten
nachzuweisen bzw. eine diesbezügliche Analyse zu beantragen. f) M behauptet weiter, die
Handschuhe seien insgesamt mit einem Wasserschaden behaftet gewesen, was auch zu den
Geruchsemissionen geführt haben könnte. Als Begründung dieser Behauptung führt er
lediglich an, der Verkäufer habe F einen hohen Preisnachlass gewährt. Die Behauptung
widerspricht dem klaren Wortlaut des oben erwähnten Kaufvertrags, wonach nur einzelne
Handschuhe mit einem Wasserschaden behaftet waren. F hat das gesamte Warenlager des
Verkäufers mit einem Preisnachlass von ca. 30% übernommen und hat ihm zusätzlich



51 Fr. 7'000.00 (ca. 8%) für die Übernahme des Firmennamens und der Kundenkar- tei
bezahlt. F macht diesbezüglich geltend, der Preisnachlass sei hauptsächlich in- folge
Liquidation gewährt worden. Dies ist durchaus nachvollziehbar, insbesonde- re unter
Berücksichtigung, dass dem Verkäufer für die Geschäftsübernahme zu- sätzlich Fr.
7'000.00 bezahlt wurden. Weiter finden sich in den Unterlagen keine Hinweise, dass sich
als Folge des Wasserschadens noch feuchte Handschuhe in der Lieferung befanden, bzw.
von diesen allenfalls ein muffiger Geruch ausgegan- gen war. Selbst wenn einige
Handschuhe muffig gerochen hätten, wäre im heuti- gen Zeitpunkt der Nachweis nicht
mehr möglich, dass sich genau dieser Geruch auf die Karten übertragen hätte. g) M legt als
weiteres Beweismittel einen Entscheid der Schlichtungsstelle für Miet- verhältnisse vom
22. Juli 1996 in Sachen T und H gegen F ins Recht. T und H hät- ten im fraglichen Zeitraum
ebenfalls unmittelbar neben dem Lagerraum der Be- klagten von dieser einen Raum
gemietet. Im Entscheid werde die Mangelhaftigkeit der Mietsache festgestellt und den
Klägern Schadenersatz zugesprochen. Dieser Entscheid sei unangefochten in Rechtskraft
erwachsen und betreffe die genau gleiche Situation wie im vorliegenden Fall. Die materielle
Rechtskraft ist nach herrschender Auffassung ein Begriff des Bun- desprivatrechts.
Materielle Rechtskraft setzt die Übereinstimmung der Parteien und Anspruchsidentität
zwischen dem früheren Urteil und der neuen Klage voraus. Sie erfasst nur die Anordnungen
und Feststellungen im Dispositiv (Frank/Sträuli/Messmer, Kommentar zur zürcherischen
Zivilprozessordnung, Zürich 1997, § 191 N 4 ff.; Guldener, Schweizerisches
Zivilprozessrecht, Zürich 1979, S. 200 ff.; Vogel/Spühler, Grundriss des Zivilprozessrechts,
Bern 2001, 8 N 66 ff.). M war im obigen Schlichtungsverfahren unbestrittenermassen nicht
Partei, wes- halb dem Entscheid keinerlei Bindungswirkung für das laufende Verfahren zu-
kommt. Im Übrigen kann M auch aus diesem Entscheid in der entscheidenden Frage des
Kausalzusammenhangs nichts zu seinen Gunsten ableiten. Der Ent- scheid der
Schlichtungsstelle hat nach herrschender Lehre lediglich die Funktion gewissermassen
eines 'Urteilsvorschlags' oder 'Prima facie-Vorentscheides', wel- cher allerdings in
sachverhaltsmässiger Hinsicht auf einem mageren Fundament (Beweismittelbeschränkung
usw.) stehen kann (Higi, Zürcher Kommentar, Zürich 1996, Art. 274e OR N 59 ff.). Eine
Delegation der Schlichtungsstelle führte am 1. Juli 1996 einen Augenschein durch. In
diesem Zeitpunkt seien die fraglichen Handschuhe in einem freistehenden Container
eingelagert gewesen. Die Mitglie- der der Schlichtungsstelle hätten eine Geruchsprobe an
den Handschuhen ge- nommen. Der Präsident stellte fest, dass die Kartone, in welchen die
Handschuhe verpackt seien, offenbar einen Wasserschaden erlitten hätten. "Abschliessend
stellten die Mitglieder der Schlichtungsstelle fest, dass im heutigen Zeitpunkt in den
besichtigten Räumlichkeiten kein übermässiger negativer Geschmack mehr wahrnehmbar
ist." Im Entscheid der Schlichtungsstelle vom 22. Juli 1996 wird dann aber weiter
ausgeführt: "Allerdings ist davon auszugehen, dass in einem frü- heren Zeitpunkt solche
zweifellos aufgetreten seien." Inwieweit die Schlichtungs- stelle zu dieser Schlussfolgerung
kommt, ist nicht nachvollziehbar. Jedenfalls kann sie offensichtlich nicht auf eigenen
Wahrnehmungen beruhen und ist für das vorlie- gende Verfahren ohne Belang. Die
damaligen Kläger forderten Schadenersatz

52 von mindestens Fr. 40'000.00. Im Dispositiv wird zwar die Mangelhaftigkeit der
Mietsache festgestellt, ihnen unter verschiedenen Rechtstiteln aber nur der Betrag von Fr.
5'000.00 zugesprochen, verrechenbar mit hinterlegten Mietzinsen in glei- cher Höhe. Dieser
Entscheid der Schlichtungsstelle wurde durch F, wie sie aus- führt, lediglich aus
pragmatischen Gründen nicht an das Gericht weitergezogen, was nachvollziehbar ist.



Entsprechend kann aus diesem Entscheid grundsätzlich nicht auf die Anerkennung von
Mängeln an der Mietsache geschlossen werden. h) Zusammenfassend hat der diesbezüglich
beweisbelastete Kläger die Mangelhaf- tigkeit der Mietsache nicht rechtsgenüglich
nachweisen können. Insbesondere hat er es verpasst, rechtzeitig eine vorsorgliche
Beweisaufnahme zu beantragen, wel- che eventuell Aufschluss über die fraglichen
Zusammenhänge hätte erbringen können. Die erstinstanzlich aufgeführten Zeugen können
nur zu den üblen Gerü- chen der Karten Aussagen machen, was aber nicht relevant ist. Die
zweitinstanz- lich beantragte weitergehende Zeugenbefragung ist aufgrund des
Novenverbots, wie oben ausgeführt, aus dem Recht zu weisen. Fehlt es am Nachweis der
Mangelhaftigkeit der Mietsache und damit am Kausal- zusammenhang zum geltend
gemachten Schaden als einer der Voraussetzungen für den Schadenersatzanspruch, ist
insbesondere nicht weiter zu prüfen, ob der geltend gemachte Schaden auch betragsmässig
konkret und exakt belegt wurde. Damit sind die Schadenersatzforderung und diesbezüglich
auch die Berufung voll- umfänglich abzuweisen. (Kantonsgericht, Abteilung Zivil- und
Strafgericht, Urteil K 15/03 vom 20. April 2004)

Minimalsteuer für juristische Personen, betriebliche Nutzung im Verhältnis Muttergesell-
schaft und ausgegliederter Immobiliengesellschaften (Art. 76 Abs. 3 lit. b StG)

Erwägungen: (…) 2. Die Beschwerdeführerin ist eine 100%-Tochtergesellschaft der A. Sie
entstand gemäss eigenen Angaben bei der Fusion der Regionalen A Genossenschaften zur
A mit Sitz in Basel per 1. Januar 2001, indem die ehemaligen A Genossen- schaften
vorgängig ihre Immobilienbestände grundsätzlich auf die Beschwerdefüh- rerin
ausgegliedert haben. Bei dieser Unternehmungsumstrukturierung wurden durch das
kantonale Steueramt die Besteuerung stiller Reserven und die Grund- stückgewinnsteuer
aufgeschoben. 3. Gemäss Art. 76 Abs. 1 StG entrichten die juristischen Personen eine
einfache Mi- nimalsteuer von 0,6 Promille des amtlichen Verkehrswertes ihrer im Kanton
gele- genen Grundstücke. Art. 42 Abs. 5 dieses Gesetzes wird sinngemäss angewen- det.
Diese Steuer tritt an die Stelle der Gewinn- und Kapitalsteuer, wenn sie die auf Reingewinn
und Eigenkapital geschuldeten Steuern übersteigt (Abs. 2).

53 Von der Minimalsteuer sind juristische Personen gemäss Art. 76 Abs. 3 lit. b StG
ausgenommen für Grundstücke, auf denen sie zur Hauptsache ihren Betrieb füh- ren. a)
Von der Minimalsteuer ausgenommen sind juristische Personen im Sinne von Art. 76 Abs.
3 lit. b StG für Grundstücke, die sie zu mehr als 50% betrieblich nut- zen. Soweit der
Liegenschaftenertrag aus Vermietung und Verpachtung den Wert der Eigennutzung nicht
übersteigt, kann die Ausnahme von der Minimalsteuer auf Grundstücke beansprucht
werden. Als Eigennutzung ist die Nutzung durch die steuerpflichtige juristische Person zu
verstehen. Die Nutzung durch Anteilsinhaber ist nicht zu berücksichtigen
(Klöti-Weber/Siegrist/Weber Hrsg., Kommentar zum Aargauer Steuergesetz, Muri-Bern
2004, Eisenring, § 89 N 3; Weid- mann/Grossmann/Zigerlig, Wegweiser durch das st.
gallische Steuerrecht, Muri- Bern 1999, S. 337). Die blosse Tatsache des Eigentums an
ausserkantonalen Geschäftsliegenschaften begründet noch keine Betriebsstätte am Ort der
Liegen- schaft (Höhn/Mäusli, Interkantonales Steuerrecht, Bern 2000, § 28 N 69). Eine Be-
triebsstätte ist eine ständige körperliche Anlage oder Einrichtung, mittels derer sich daselbst
ein qualitativ und quantitativ wesentlicher Teil des technischen oder kommerziellen
Betriebes vollzieht (Höhn/Mäusli, a.a.O., § 10 N 1). Unternehmun- gen ohne
ausserkantonale Betriebsstätten, die nicht gewerbsmässig mit Liegen- schaften handeln,
besitzen ausserhalb des Sitzkantons ausschliesslich Kapitallie- genschaften (Höhn/Mäusli,



a.a.O., § 28 12; St. Galler Steuerbuch, 100 Nr.1 Ziff. 4). Kapitalunternehmungen mit
ausserkantonalen Kapitalanlageliegenschaften, je- doch ohne ausserkantonale
Betriebsstätten, führen entweder im Sitzkanton einen Fabrikations-, Handels- oder
Dienstleistungsbetrieb (z.B. Versicherungsgesell- schaft ohne Betriebsstätten) oder
befassen sich ausschliesslich mit der Vermie- tung und Verwaltung von Liegenschaften wie
Immobiliengesellschaften, Bauge- nossenschaften usw. (Höhn/Mäusli, a.a.O., § 28 12a). b)
Die Beschwerdeführerin, eine juristische Person mit Sitz in Basel, ist im Kanton Appenzell
I.Rh. steuerpflichtig als Eigentümerin der Liegenschaft X in Appenzell. Diese Liegenschaft
wird durch die Beschwerdeführerin unbestrittenermassen überwiegend der A
(Muttergesellschaft) vermietet. Damit handelt es sich aus Sicht der Beschwerdeführerin im
Sinne obiger Erwägungen um eine Kapitalanlagelie- genschaft, welche von der
Minimalsteuer nicht ausgenommen ist. Bei der periodischen Besteuerung von
Liegenschaften (Gewinn- und Kapitalsteuer bzw. Minimalsteuer) ist im Sinne obiger Lehre
von einer betrieblichen, nicht einer konzernweiten Betrachtungsweise auszugehen. Dies im
Gegensatz zum allfälligen Steueraufschub (Besteuerung stiller Reserven und Erhebung der
Grundstückge- winnsteuer) bei der Übertragung von Liegenschaften im Rahmen von
Unterneh- mensumstrukturierungen (z.B. Aufspaltung einer Handels-, Dienstleistungs- oder
Fabrikationsunternehmung in eine Betriebsgesellschaft und eine Immobilienge- sellschaft).
Entsprechend kann sich die Beschwerdeführerin nichts aus dem Um- stand ableiten, dass
ihr durch die kantonale Steuerbehörde bei der Unterneh- mensumstrukturierung ein
Steueraufschub gewährt wurde für die Übertragung der obigen Liegenschaft als
Betriebsstätte der ehemaligen regionalen A Genossen- schaft. Die Steuerbehörde hat somit
zu Recht die Minimalsteuer veranlagt. Die Minimal-

54 steuer wird betragsmässig nicht angefochten und ist im Übrigen gemäss bundes-
gerichtlicher Rechtsprechung mit dem Doppelbesteuerungsverbot vereinbar, da die Höhe
der Abgabe unter der Limite von 2 ‰ liegt (BGE 100 Ia 244 Erw. 4). Damit ist die
Beschwerde vollständig abzuweisen. (Kantonsgericht, Abteilung Verwaltungsgericht,
Urteil V 10/04 vom 7. September 2004; eine gegen die- ses Erkenntnis eingereichte
staatsrechtliche Beschwerde wies das Bundesgericht mit Urteil 2P.323/2004 vom 2. März
2005 ab)

Versicherungsleistungen: Unfallbegriff, Kausalzusammenhang (Art. 6 Abs. 1 UVG und
Art. 36 Abs. 1 UVG sowie Art. 4 ATSG)

Am 19. Mai 2003 machte A der Versicherungsgesellschaft Y eine Unfallmeldung mit
Beschreibung eines Sportunfalls vom 8. Februar 2003. Strittig ist der Anspruch auf Leis-
tungen der Unfallversicherung.

Erwägungen: (…) 2. Versicherungsleistungen werden nach Art. 6 Abs. 1 Bundesgesetz
über die Unfall- versicherung (UVG) bei Berufsunfällen, Nichtberufsunfällen und
Berufskrankheiten gewährt. Ein Unfall ist nach Art. 4 Bundesgesetz über den Allgemeinen
Teil des Sozialver- sicherungsrechts (ATSG) die plötzliche, nicht beabsichtigte schädigende
Einwir- kung eines ungewöhnlichen äusseren Faktors auf den menschlichen Körper, die
eine Beeinträchtigung der körperlichen oder geistigen Gesundheit oder den Tod zur Folge
hat. Die Pflegeleistungen und Kostenvergütungen sowie die Taggelder und Hilflosen-
entschädigungen werden nach Art. 36 Abs. 1 UVG nicht gekürzt, wenn die Ge-
sundheitsschädigung nur teilweise Folge eines Unfalles ist. a) Der Unfallbegriff zeichnet
sich durch vier Merkmale aus: Plötzlichkeit, Unfreiwillig- keit, Ungewöhnlichkeit,
Äusserer Faktor. Zusätzlich wird verlangt, dass das Unfall- ereignis eine bestimmte Folge,



nämlich die Beeinträchtigung der Gesundheit oder den Tod, nach sich zieht (Kieser,
ATSG-Kommentar, Zürich 2003, Art. 4 Rz. 6). Die Beschwerdegegnerin bestreitet nicht,
dass ein Unfall vorliegt. Es ist somit zu prüfen, ob zwischen Unfall und Erfolg ein
Kausalzusammenhang besteht. Erforder- lich ist sowohl ein natürlicher wie auch ein
adäquater Kausalzusammenhang. Im Sozialversicherungsrecht genügt als Beweis die
überwiegende Wahrscheinlichkeit einer Tatsache (BGE 125 V 193 Erw. 2). Ursachen im
Sinne des natürlichen Kausalzusammenhanges sind alle Umstände,

55 ohne deren Vorhandensein der eingetretene Erfolg nicht als eingetreten oder nicht als in
der gleichen Weise bzw. nicht zur gleichen Zeit eingetreten gedacht werden kann.
Entsprechend dieser Umschreibung ist für die Bejahung des natürlichen
Kausalzusammenhangs nicht erforderlich, dass ein Unfall die alleinige oder unmit- telbare
Ursache gesundheitlicher Störungen ist; es genügt, dass das schädigende Ereignis
zusammen mit anderen Bedingungen die körperliche oder geistige Integ- rität des
Versicherten beeinträchtigt hat, der Unfall mit anderen Worten nicht weg- gedacht werden
kann, ohne dass auch die eingetretene gesundheitliche Störung entfiele (BGE 119 V 335
Erw. 1). Ein Ereignis hat dann als adäquate Ursache eines Erfolges zu gelten, wenn es nach
dem gewöhnlichen Lauf der Dinge und nach der allgemeinen Lebenserfah- rung geeignet
ist, einen Erfolg von der Art des eingetretenen herbeizuführen, der Eintritt des Erfolges also
durch das Ereignis als allgemein begünstigt erscheint (BGE 122 V 415 Erw. 2a). b) Dr. B
macht geltend, die Atembeschwerden seien nur auf die angeschwollenen
Nasenschleimhäute zurückzuführen. Er begründet seine Aussage jedoch nicht. Dr. C stellte
demgegenüber am 26. Mai 2003 vor der Operation folgende Diagnose: Chronische
Behinderung der Nasenatmung bei Septumdeviation nach links. Wä- ren nur die
angeschwollenen Schleimhäute Grund für die Atembeschwerden ge- wesen, so hätte Dr. C
nicht operiert. Man hätte nur das Abschwellen der Schleim- häute abwarten, bzw. dies
medikamentös herbeiführen können. Die Nasensep- tumdeviation war also zumindest
mitverantwortlich für die Atembeschwerden. Dr. B macht weiter geltend, dass
Septumdeviationen im Allgemeinen angeboren seien. Damit impliziert er, dass dem auch
vorliegend so sei. Demgegenüber hält Dr. C die Septumdeviation für eine Folge
verschiedener Traumata. Sowohl der Pschyrembel wie auch das Roche Lexikon für
Medizin beschreiben die Septumdeviation als traumatisch bedingte oder angeborene
Verbiegung der Nasenscheidewand. (Roche Lexikon Medizin, München 1998, S. 1534;
Pschy- rembel Klinisches Wörterbuch, Berlin 2002, S. 1531). Keines der Werke gibt an, ob
eine Ursache häufiger ist als die andere. Dr. B begründet seine Aussage, die
Nasenseptumdeviation sei im Allgemeinen angeboren, in keiner Weise. Aus den Akten lässt
ebenfalls nichts auf eine angeborene Nasenseptumdeviation schlies- sen. Umgekehrt ist
Handball eine der Sportarten, bei der häufig Schläge auf die Nase vorkommen, welche zu
einer Nasenseptumdeviation führen können. Es er- scheint daher nicht mit dem im
Sozialversicherungsrecht verlangten Beweisgrad überwiegenden Wahrscheinlichkeit
erstellt, dass die Nasenseptumdeviation des Beschwerdeführers angeboren war, was
überdies sogar unmassgeblich ist: Aus den oben zitierten klinischen Wörterbüchern ergibt
sich, dass eine Septumdeviati- on durchaus unbemerkt bleiben und erst in grösserem
Ausmasse zu Atembe- schwerden führen kann. Somit ist alleine entscheidend ob ein
natürlicher Kausal- zusammenhang zwischen dem Unfall und einer Septumdeviation in
einem den Atem behindernden Ausmasse besteht. Gemäss unbestrittenen Angaben von A
zuhanden von Y erhielt er am 8. Februar 2003, um ca. 20.30 Uhr, während eines
Handballspiels einen Schlag auf die Nase.



56 Der Physiotherapeut K der Mannschaft, habe ihn zuerst ins Spital fahren wollen. Der
Beschwerdeführer habe dies jedoch nicht für nötig erachtet, da er beim Hand- ballspiel
schon häufiger Schläge erhalten habe. K habe diesen Schlag jedoch als schwerwiegend
eingeschätzt, ihm Mittel gegen die Schmerzen und das Nasenblu- ten gegeben und ihm
dringend angeraten, den Teamarzt aufzusuchen. Im Verlaufe der nächsten Woche hätten
sich die Schmerzen verringert und der Beschwerde- führer hätte im Vertrauen auf eine
Heilung der Nase darauf verzichtet, den Arzt auf- zusuchen. Eine Belastung seien aber die
Atembeschwerden geworden, vor allem in der Nacht. Erst als diese Atembeschwerden nicht
abgenommen hätten, habe er seinen Hausarzt aufgesucht. Aus den Akten geht in keiner
Weise hervor, dass A vor dem 8. Februar 2003 an Atembeschwerden gelitten hatte. Als
Leistungssportler hätte er eine solche Ein- schränkung bemerkt und auch den Arzt
aufgesucht. Nach dem Unfall aber litt A un- ter erschwerter Atmung. Eine den Atem
behindernde Nasenseptumdeviation kann ohne äussere Einwirkung, d.h. ohne das
Unfallereignis vom 8. Februar 2003, zu- mindest nicht als in der gleichen Zeit eingetreten
gedacht werden. Der natürliche Kausalzusammenhang ist somit gegeben. c) Y macht
geltend, die Ärzte teilten die Ansicht, dass die Nasenseptumdeviation infolge mehrerer
Verletzungen bzw. Schläge auf die Nase verursacht worden sei. Wird durch den Unfall ein
krankhafter Vorzustand verschlimmert oder überhaupt erst manifest, entfällt die
Leistungspflicht des Unfallversicherers erst, wenn der Un- fall nicht die natürliche und
adäquate Ursache des Gesundheitsschadens darstellt, wenn also letzterer nur noch und
ausschliesslich auf unfallfremden Ursachen be- ruht. Dies trifft dann zu, wenn entweder der
(krankhafte) Gesundheitszustand, wie er unmittelbar vor dem Unfall bestanden hat (status
quo ante) oder aber derjenige Zustand, wie er sich nach dem schicksalsmässigen Verlauf
eines krankhaften Vorzustandes auch ohne Unfall früher oder später eingestellt hätte (status
quo si- ne), erreicht ist. Ebenso wie der leistungsbegründende natürliche Kausalzusam-
menhang muss das Dahinfallen jeder kausalen Bedeutung von unfallbedingten Ur- sachen
eines Gesundheitsschadens mit dem im Sozialversicherungsrecht allge- mein üblichen
Beweisgrad der überwiegenden Wahrscheinlichkeit nachgewiesen sein. Die blosse
Möglichkeit nunmehr gänzlich fehlender ursächlicher Auswirkun- gen des Unfalles genügt
nicht. Da es sich hiebei um eine anspruchsaufhebende Tatfrage handelt, liegt aber die
entsprechende Beweislast – anders als bei der Frage, ob ein leistungsbegründender
natürlicher Kausalzusammenhang gegeben ist – nicht beim Versicherten, sondern beim
Unfallversicherer (RKUV 1992 U 142 S. 75 f.). Somit müsste vorliegend Y beweisen, dass
bereits vor dem Unfall vom 8. Februar 2003 eine die Atmung behindernde
Nasenseptumdeviation vorhanden war oder sich diese auch ohne Unfall früher oder später
eingestellt hätte. Die Beschwerde- gegnerin begründet keine der beiden Varianten. Dr. B
beschränkt sich in seinem Gutachten auf die nicht weiter begründete Aussage, eine
Nasenseptumdeviation sei im Allgemeinen angeboren und die Atembeschwerden auf eine
Anschwellung der Nasenschleimhäute zurückzuführen. Es ist nicht ersichtlich, dass er den
Be- schwerdeführer untersucht hätte. Auch eine Auseinandersetzung mit den anderen

57 Arztberichten und den konkreten Umständen des Beschwerdeführers als Handbal- ler
fehlt. Wie oben ausgeführt, hätte keinerlei Grund für die Durchführung einer Operation
bestanden, wenn die angeschwollenen Nasenschleimhäute alleinige Ursache der
Atembeschwerden gewesen wären. Mit diesem Gutachten kann die Beschwerdegegnerin
deshalb den geforderten Nachweis nicht erbringen, dass die Atembeschwerden nur auf
Anschwellung der Schleimhäute zurückzuführen sind bzw. die Nasenseptumdeviation
ausschliesslich auf unfallfremden Ursachen be- ruht. d) Sowohl der natürliche wie auch der



adäquate Kausalzusammenhang sind mit der im Sozialversicherungsrecht notwendigen
überwiegenden Wahrscheinlichkeit ge- geben. Die Nasenseptumdeviation ist zumindest
teilweise Folge des Unfallereig- nisses vom 8. Februar 2003. Die Beschwerdegegnerin ist
deshalb nach Art. 36 Abs. 1 UVG in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 UVG verpflichtet, die
Kosten der Be- handlung des A im Zusammenhang mit dem Unfallereignis vom 8. Februar
2003 vollständig zu übernehmen. Die Beschwerde ist entsprechend vollständig zu schüt-
zen und der Einspracheentscheid aufzuheben. (Kantonsgericht, Abteilung
Verwaltungsgericht, Urteil V 4/04 vom 7. September 2004)
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